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STATISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCH LESWI G-HOLSTE IN 

30. Jahrgang Heft 1 Januar 1978 

Aktuelle Auslese 

Unverändert hohe Rinder­
und Milchviehbestände 

Nach den vorläufigen Ergebnissen der 
aUgemeinen Viehzählung wurden am 2. Dezember 1977 
in Schleswig-Holstein 33 500 Pferde und Pony~. 1,56 
Mill. Rinder, 119 000 Schafe, 1,8 Mill. Schweine und 
4,55 Mill. Legehennen und Masthühner gehalten. Gegen­
über dem Vorjahr vergrößerten sich die Bestände an 
Schweinen ( + 6 %), Pferden ( + 4 %) und Geflügel 
( + 2 %), während sich der Rinderbestand ( + 0,3 Oo) 
nur unwe~entlich veränderte und die Zahl der Schafe 
(- 4 %) erstmals ~eit 1972 wieder abnahm. Neben dem 
Gesamtbestand an Rindern hat )ich mit 515 000 Kühen 
auch der Milchviehbestand auf dem vorjährigen hohen 
Niveau gehalten. Bei den Schweinen wurden die Be­
stände an Sauen und Ferkeln ( + 7 %) überdurch~chnitt· 
lieh ausgeweitet. Die rferdehaltung verzeichnete im 
wesentlichen bei den 3 bis 14 Jahre alten 1iercn eine 
Zunahme. 

Auch weiterhin weniger 
landwirtschaftliche Betriebe 

Nach den vorläufigen Auswertungen 
der Bodennutzungserhebung vom Mai 1977 wurden in 
Schle~wig-Hohtein knapp 31 700 landwirtschaftliche 
Betriebe mit zwei oder mehr ha LF festgestellt, das sind 
wiederum 2 Oo weniger als im Maj des Vorjahre~. Wie 
in den Vorjahren nahm die Zahl der Betriebe in allen 
Größenklassen 7Wischen 2 und 40 ha LF per Saldo ab, 
während sie über 40 ha LF erheblich amticg. Bemer· 
kenswert erscheint einerseits die starke Abnahme gegen· 
über 1976 in der Größenkla~se 25 bis 30 haLF(- 6 Ofo) 
und andererseih die Zunahme der Zahl der Betriebe mit 
100 und mehr ha LF ( + 5 o;o). Die Zahl der Betriebe 
zwischen 40 und 50 ha LF wuchs dagegen nur um I o o. 
1977 wurden in Schleswig-Holstein bereits 45 O,() der 
Fläche aller Betriebe ab 2 ha LF von Betrieben mit 50 
und mehr ha LF bewirtschaftet. 1960 waren es nur 28 %, 
und 1970 erst 33 % gewesen. 
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Preisklima weiter freundlich 

Von 1976 auf 1977 erhöhte sich der 
Preisindex der Lebenshaltung aller 

privaten Haushalte um 3,9 %. Eine Veränderung der 
Jahresindexzahlen um weniger als 4 % war zuletzt für 
1970 gegenüber 1969 festgestellt worden. Auch 1978 
wird sich der Verbraucher vermutlich nur auf eine ähn­
liche Preissteigerungsrate einstellen müssen, wenn man 
einmal von der 1978 wirksamen Mehrwertsteuerer­
höhung absieht, die - nach dem Willen des Gesetz· 
gebers - in den Preisen weitergegeben werden soll. Der 
statistische Oberhang aus dem Jahre 1977, der ~ich aus 
der Differenz zwischen den Indexständen zum Jahres· 
ende und dem Jahresdurchschnitt errechnet, beträgt 
nämlich nur 0,8 ~o. Selbst wenn die Prehe 1978 über 
den Stand vom Dezember 1977 hinaus nicht weiter 
steigen würden. ergäbe sich also für 1978 bereits ein 
Anstieg von 0,8 Oio ~egenüber 1977. Dieses .,Preis­
stcigerungserbe" hatte m den IetztenJahren noch 1,2 O'o, 
1,8% und 2,4 o;o (1974) betragen. 

Kaffee- und Kakaopreise 
in Bewegung 

Nach dem Bruch des Preisbooms fur 
Rohkaffee auf dem Weltmarkt zahlten die deutschen 
Importeure im September noch 18 Oo höhere Preise 
als vor Jahresfrist. Die Verbraucher akzeptierten im 
November nach einem Preisrückgang von knapp 9 o o 
zum Vormonat noch ll Ofo höhere Preise als im Novem­
ber 1976. Eine entgegenge\ctztc Preisbewegung prägte 
den Kakaomarkt. Mit der beginnenden Vorweihnachts­
zeit ~etzten hier die Hersteller von Kakao und Kakao­
erzeugnissen die gestiegenen Einfuhrpreise (Rohkakao 
im September + 77 O,o gegenüber dem Vorjahr) auch 
auf den Verbrauchermärkten durch. Bei stark kakao­
haltigen Produkten wurde ein relativ starker Preis­
anstieg gemessen (Kakaopulver + 24 %, Kakao-Schnell· 
getränk + 7 °/o jeweils zum Vormonat). Kakaopulver 
war damit um 60 % und das Kakao-Schnellgetränk um 
15 O;o tcurcr als ein Jahr 7uvor. 



Methodische Änderungen 
in der Entstehungsrechnung des Sozialprodukts 
Revision des Bruttoinlandsprodukts 1960 bis 1976 

Die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und 
damit auch die Berechnung des Bruttoinlandsprodukts 
nach der Entstehung müssen den jeweils aktuellen 
Anforderungen angepaßt werden. So ist es erforderlich. 
die Konzepte und Definitionen von Zeit zu Zeit zu 
überprüfen und auf die sich ausweitenden und zum 
Teil wandelnden Verwendungszwecke abzustimmen. 
Dazu gehbrt auch, alle anfallenden wichtigen neuen 
statistischen Informationen, insbesondere aus den 
jeweils neuesten umfassenden Erhebungen, in die 
Berechnungen einzuarbeiten. M1t der Revision 1977 
wurden Ergebnisse vor allem der größeren einmaligen 
Erhebungen für die Berechnungen verwendet, die für 
die vorangegangene Revision 1970 noch nicht ver­
fügbar waren und auch in der Zwischenzeit in den 
laufenden Berechnungen nicht berücksichtigt wurden, 
um die Vergleichbarkeit nicht zu stören. Erwähnt seien 
hier insbesondere die Ergebnisse des Zensus im 
Produzierenden Gewerbe 1967, der Handels- und 
Gaststättenzählung 1968, der Gebäude- und Woh­
nungszählung 1968 und der Volks-. Berufs- und 
Arbeitsstättenzählung 1970. Im Sektor Staat wirkt sich 
in einigen Bundesländern - vor allem in Schleswig­
Holstein - die verbesserte Berechnung des Anteils der 
Verteidigung aus. Die Berechnung in konstanten 
Preisen wurde im Rahmen dieser Revision für den 
Zeitraum 1960 bis 1976 von der Preisbasis 1962 auf 
die Preisbasis 1970 umgestellt 

Neue Berücksichtigung der Einfuhrabgaben und 
unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen 

Wesentlich für die Arbeit mit den revidierten Werten 
ist ferner, daß die Konzepte und Definitionen z. T. vom 
Statistischen Bundesamt geändert werden mußten, 
um den Anforderungen der Europäischen Gemein­
schaften hinsichtlich der Vergleichbarkeit der Berech­
nungen zwischen den Mitgliedsländern gerecht zu 
werden Diese Änderungen der Konzepte und Defini­
tionen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen des Statistischen Bundesamtes haben 
wiederum zwangsläufig Auswirkungen auf die Berech­
nungen der Länder, weil zwischen dem Statistischen 
Bundesamt und den Statistischen Landesämtern eine 
Übereinkunft hinsichtlich der Einheitlichkeit der ange-
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wandten Methoden und Konzepte sowie der ver­
wendeten Begriffe besteht. Ohne diese Übereinkunft 
wäre zweifellos die Vergleichbarkeit der erstellten 
Ergebnisse zwischen den Ländern und dem Bundes­
gebiet stark eingeschränkt. Entscheidend sind die 
geänderte Berücksichtigung der Einfuhrabgaben 
und unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen. 
Bei den Einfuhrabgaben handelt es sich in Schleswig­
HolsteJn 1976 um einen Betrag von 1 ,0 Mrd. DM 
{2,5 % des Bruttoinlandsprodukts) und bei der 
Gesamtsumme der unterstellten Entgelte für Bank­

dienstleistungen um 1,2 Mrd. DM {3,1 Ofo des Brutto­
inlandsprodukts). 

Bei der Verrechnung der Einfuhrabgaben {Einfuhr­
zölle. Einfuhrumsatzsteuer, Verbrauchsteuern auf 
Einfuhren und Abschöpfungs- und Währungsaus­
gleichsbeträge bei der Einfuhr von landwirtschaft­
lichen Erzeugnissen) in den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen gibt es grundsätzlich zwei Möglich­
keiten : 1. ste werden nachgewiesen als indirekte 
Steuern m den Beiträgen zum Bruttoinlandsprodukt 
derjenigen Wirtschaftsbereiche, deren Betriebe die 
mit Einfuhrabgaben belegten Güter gekauft und die 

Einfuhrabgaben abgeführt haben, 2. sie werden einbe­
zogen in die Vorleistungen dieser Betriebe, das heißt, 
die eingeführten Güter werden in Ab-Zoll-Preisen 
(Einfuhrpreise einschließlich Einfuhrabgaben) als Vor­
leistungen verbucht. Vor der Revision zählten die 
Einfuhrabgaben zu den indirekten Steuern der Wirt­
schaftsbereiche, jetzt sind sie in den Vorleistungen 
enthalten. 

Neuer Begriff: Bruttowertschöpfung 

Diese Änderung in der Verbuchung der Einfuhr­
abgaben hat zur Folge, daß der Anwender von Ergeb­
nissen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
sich auf neue Begriffe und Bezeichnungen e1nstellen 
muß. So werden die bisher als Beiträge der Wirt­
schaftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt bezeich­
neten Werte nach dem neuen Konzept - in Überein­
stimmung mit dem Europäischen System Volkswirt­
schaftlicher Gesamtrechnungen (abgekürzt ESVG) 
und den vom Statistischen Bundesamt aufgestellten 



Input-output-Tabellen - als Bruttowertschöpfung 
bezeichnet. Das Bruttoinlandsprodukt ergibt sich da­
gegen erst, wenn man zu der BruttowertschOpfung 
der Wirtschaftsbereiche die Einfuhrabgaben addiert. 
Mit anderen Worten: die Bruttowertschöpfung aller 
Wirtschaftsbereiche 1st um die Einfuhrabgaben gerin­
ger als das Bruttoinlandsprodukt 

Damit verbunden ist zwangsläufig eine neue Definition 
der indirekten Steuern. denn es muß deutlich ge­
macht werden, daß in den indirekten Steuern der 
Wirtschaftsbereiche keine Einfuhrabgaben enthalten 
sind, da sie den Vorleistungen zugerechnet werden. 
Für die indirekten Steuern. die sich auf die inlän­
dischen Produkte beziehen, wurde aus dem ESVG die 
Bezeichnung "Produktionssteuern" übernommen. 
Oie indirekten Steuern ergeben sich somit jetzt als 
Summe aus Produktionssteuern und Einfuhrabgaben. 

Die Bruttowertschöpfung der Unternehmen w1rd 
bereinigt um die unterstellten Entgelte für Bankdienst­
leistungen und den Vorsteuerabzug an Umsatzsteuer 
auf Investitionen, gekürzt um die lnvestitionssteuer. 
Entgelte für Bankdienstleistungen -werden unter­
stellt, um für die Kreditinstitute eine mit anderen 
Bereichen vergleichbare Wertschöpfung nachweisen 
zu kcinnen, denn die Kreditinstitute erheben nur für 
einen Teil ihrer Dienstleistungen Gebühren und finan­
Zieren sich im übrigen aus der Differenz zwischen 
Vermögensertragen und Zmsaufwand. Eigentlich 
müßten dam1t alle Sektoren belastet werden. die diese 
Dienstleistungen in Anspruch nehmen, nämlich außer 
den Unternehmen auch der Staat. die pnvaten Haus­
halte und das Ausland. ln den bisherigen Berech­
nungen war das der Fall, weshalb auch auf einen 
gesonderten Nachweis dieser unterstellten Entgelte 
verzichtet werden konnte. Die jetzt getroffene Rege­
lung, nach der nur der Unternehmenssektor als Käufer 
unterstellt w1rd, hat lediglich den Vorteil einer bes­
seren internationalen Vergleichbarkeit. 

Die nach der Entstehung berechnete Bruttowert­
schopfung der Unternehmen wird um den Vorstauar­
abzug an Umsatzsteuer auf Investitionen, gekürzt um 
die lnvestitionssteuer, bereinigt, damit die Summe der 
in der Entstehungsrechnung ermittelten Einzelwerte 
mit dem Gesamtwert der Verwendungsrechnung 
übereinstimmt. ln der Entstehungsrechnung werden 
nämlich Produktionswerte und Vorleistungen grund­
sätzlich einschließlich Umsatzsteuer dargestellt, in 
der Verwendungsrechnung dagegen die Investitionen 
ohne abzugsfähige Umsatzsteuer nachgewiesen; in 
den Jahren, in denen Investitionssteuer erhoben 
wurde, wird der Vorsteuerabzug für Investitionen um 
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die Investitionssteuer gekürzt. D1e Werte der Ent­
stehungsrechnung wären also ohne die Bereinigung 
entsprechend höher als die Werte der Verwendungs­
rechnung. 

Zur Verdeutlichung der obigen Ausführungen sei am 
Beispiel des Jahres 1976 aufgezeigt, wie sich das 
Bruttoinlandsprodukt für Schleswig-Holstein aus den 
Ergebnissen für die Wirtschaftsbereiche ableitet: 

Bruttowertschbpfung (unbereinigt) 
der Wirtschaftsbereiche 

Land· und ForstWirtschaft, Tierhaltung 
und Ascherat 
Warenproduzierendes Gewerbe 
Handel und Verkehr 
Kred1tlnst1tute. Wohnungsvermietung, 
Dienstleistungsgewerbe 

Bruttowertschopfung der Unternehmensbereiche 
1nsgesamt (unberemlg1) 

abzuglieh 
Unterstellte Entgelte lur Bankdienstleistungen 
Vorsteuerabzug fur Investitionen 1 

BruttowertschOpfung der Unternehmen Insgesamt 
(berem1gt) 

Bruttowertschopfung des Wirtschaftsbereichs Staat, 
pnvate Haushalte und 
Organ1sat1onen ohne Erwerbscharakter 

Bruttowertschöpfung Insgesamt 

Emfuhrabgaben 

Bruttoinlandsprodukt 

Miii . DM 

2 814 
15 075 

5 701 

8 801 

32 391 

1 205 
402 

30 784 

7 554 

38 338 

992 

39 329 

1) Vorsteuerabzug an Umsatzsteuer auf Investitionen. gekurzt um 
Investitionssteuer 

Die Bruttowertschöpfung der Unternehmen, die sich 
aus der Differenz von Produktionswerten und Vor­
leistungen ergibt, wird also bereinigt um die unter­
stellten Entgelte für Bankdienstleistungen und den 
Vorsteuerabzug an Umsatzsteuer auf Investitionen, 
gekürzt um die lnvestitionssteuer. Addiert man zu der 
bereinigten Bruttowertschöpfung der Unternehmen 
die Bruttowertschöpfung des Staates, der privaten 
Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbs­
charakter, so ergibt sich die Bruttowertschöpfung der 
Wirtschaftsbereiche insgesamt in Schleswig-Holstein. 
Das Bruttoinlandsprodukt Schleswig-Holsteins ist dann 
die Summe aus Bruttowertschöpfung und Einfuhr· 
abgaben. Die Differenz zwischen dem Bruttoinlands­
produkt und der Summe aus Bruttowertschöpfung 
und Einfuhrabgaben beruht auf unabhängiger 
Rundung. 



Nähere Ausführungen zu den Änderungen der Kon· 
zepte und Definitionen und ihren Auswirkungen auf die 
Darstellung der Entstehungsrechnung können dem 
Beitrag "Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnungen 1960 bis 1976" in Wirtschaft und Stati· 
stik, 4/1977, vom Statistischen Bundesamt ent­
nommen werden. 

Änderungen in den Berechnungen 
zu konstanten Preisen 

Im Rahmen der Revision Sind d1e Berechnungen zu 
konstanten Preisen - in Einklang mit den amtlichen 
Preis- und Mengenindizes sowie in Übereinstimmung 
mit dem Vorgehen der anderen Mitgliedsländer der 
EG in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun­
gen - auf das Basisjahr 1970 (bisher 1962 -. 1 00) 
umgestellt worden. Die Angaben m konstanten 
Preisen zeigen, wie sich die Mengen von erstellten 
Gütern und erbrachten Dienstleistungen in den em­
zelnen Benchtsjahren entwickelt haben Be1 den Preis· 
mdizes in der Sozialproduktsberechnung handelt es 
sich um Indizes mit wechselnder Wagung (Paasche­
lndizes). das heißt, ihnen liegt in jedem Jahr eine 
andere Mengenstruktur zugrunde. D1e untersch1ed· 
Iichen Mengen werden dann jeweils mit den Pre1sen 
der Basisperiode bewertet. D1e Entwicklung von 
einem Jahr zum anderen ist also - anders als be1 
den in der Preisstatistik üblichen Preisindizes m1t 
fester Wägung (laspeyres-lndizes) - auch durch 
Änderung der Mengenstruktur beeinflußt. Be1 der 
Neuberechnung der Entstehung des Bruttoinlands· 
produkts in konstanten Preisen auf der Basis 1970 
wurde im Prinzip die gleiche Methode wie b1sher 
angewendet. Der Preisindex des Bruttoinlands· 
produkts und der Bruttowertschopfung erg1bt s1ch 
durch Divis1on des nominalen Werts durch den 
realen Wert. 

Auswirkungen der Revision auf die Werte 
für die Wirtschaftsbereiche 

Beim Vergleich der Werte des Bruttoinlandsprodukts 
von Schleswig-Holstem vor und nach der Revision 
ergeben sich für den gesamten Zeitraum von 1960 
bis 1976 nur geringfügige Unterschiede. So 1st das 
revidierte Bruttoinlandsprodukt 1976 belspielsweise 
um 1,3 % höher als der Wert vor der Rev1s1on Da­
gegen smd die Abweichungen 1n den einzelnen Wirt­
schaftsbereichen doch zum Teil erheblich, was aber 
eben ganz wesentlich durch d1e Änderung der Kon-
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zepte bedingt ist. Der Vergleich wird mit anderen 
Worten dadurch erschwert, daß es sich bei den 
Ergebnissen vor der Revis1on um die Beiträge der 
Wirtschaftsbereiche zum Bruttomlandsprodukt han­
delt. nach der Revis1on dagegen um die Bruttowert­
schopfung der Wirtschaftsbereiche, die andere Inhalte 
erhalten haben. So ergeben sich gegenüber den Be­
rechnungen vor der Revision Verschiebungen zwischen 
den Wirtschaftsbereichen durch die Einbeziehung 
der Einfuhrabgaben in die Vorleistungen, wodurch 
die Anteile des Warenproduzierenden Gewerbes und 
des Handels deutlich geringer werden Durch die 
Verminderung der Vorleistungen der Wirtschafts­
bereiche um unterstellte Entgelte für Bankdienst­
leistungen steigt dagegen die Bruttowertschöpfung 
der Dlenstleistungsunternehmen, und h1er vor allem 
der Kreditinstitute und der Wohnungsvermietung, 
deutlich an. AndererseitS haben auch d1e Korrek­
turen auf Grund neuen statistischen Ausgangs­
matenals und verbesserter Berechnungsverfahren 
oft unterschiedlichen Einfluß auf die Ergebnisse fur 
die einzelnen Wirtschaftsbereiche. Hierdurch hat 
sich in Schleswig-Holstein vor allem der Beitrag des 
Wirtschaftsbereichs Handel und Verkehr gegenüber 
den bisherigen Berechnungen vermindert. Die Ver­
minderung hat Ihre Ursache ausschließlich im Han­
del. in dem durch d1e Einarbeitung von neueren Er­
gebnissen für Betriebe im Gegensatz zu den behelfs­
weise verwendeten Unternehmensergebnissen m1t 
entsprechend neueren Vorleistungsquoten d1e Be­
rechnung der Bruttowertschöpfung verbessert wer­
den konnte. Dagegen konnte m anderer Richtung 
der Beitrag der schleswig-holsteinischen Land­
wirtschaft vornehmlich durch verbesserte Verfahren 
für die Berechnung der Produktionswerte und der 
Vorleistungen den tatsachlichen Verhaltmssen ange­
paßt werden. Auch der Beitrag des Staates hat sich 
in Schleswig-Holstein nach der Revis1on erheblich 
erhoht, weil jetzt der Unterbereich Verteidigung bes­
ser auf die Bundesländer verteilt werden konnte Vor 
der Revision wurde der Beitrag des Verteidigungs­
sektors gernaß der Wohnbevolkerung auf d1e Bun­
desleinder verteilt. jetzt dagegen gemäß der Zahl 
der Berufs- und Zeitsoldaten sowie der Wehrpflich­
tigen. 

Diese Abweichungen in den Berechnungen für die 
W1rtschaftsbere1che müssen vor allem auch berück­
sichtigt werden, wenn die Wertschopfungen der Wirt­
schaftsbereiche zur Beschreibung der Wirtschafts­
struktur eines Landes benutzt werden. Diese Dar­
stellung ware dann mcht mehr voll vergleichbar mit 
der bisherigen über die Beiträge der Wirtschafts­
bereiche zum Bruttoinlandsprodukt Nach dem neuen 



Konzept der Entstehungsrechnung muß man als 
Bezugsgröße fur die Ermittlung von Anteilswerten 
der einzelnen Wirtschaftsbereiche die unbareinigte 
Bruttowertschöpfung insgesamt verwenden. D1e 
beiden der Bereinigung dienenden Posten - Entgelte 
für unterstellte Bankdienstleistungen und Vorsteuer 
auf Investitionen - lassen sich nämlich nicht auf 
die vier Unternehmensbereiche verteilen. Anhalts­
punkte über die Wirtschaftsstruktur und ihre Ent­
wicklung werden in Zukunft also die Bruttowert­
schöpfung der einzelnen Wirtschaftsbereiche und 
ihre Anteile an der unbareinigten Bruttowertschöpfung 
insgesamt sein. Die Auswirkungen der Revision auf 
diese Darstellung der Wirtschaftsstruktur seien ein­
mal am Beispiel des Jahres 1976 durch die folgende 
Gegenüberstellung von Anteilswerten der bisherigen 
Beitrage der Wirtschaftsbereiche zum Bruttoinlands­
produkt und der jetzigen Bruttowertschöpfung der 
Wirtschaftsbereiche aufgezeigt: 

Anteile der Wirtschaftsbereiche 1976 
1n Jeweiligen Pre1sen 

vor der nach der Differenz 
Revision Revision in 

m% in C!b C!b Punkten 

Land· und Forstwirtschaft, 
Tierhaltung und Rscherei 6.2 7.0 + 0,8 

Warenproduzierendes 
Gewerbe 38.8 37,7 1,0 

Handel und Verkehr 19,7 14,3 - 5,4 

Dienstleistungsunternehmen 19,0 22.0 + 3,0 

Staat. private Haushalte usw. 16.3 18.9 + 2.6 

Sieht man diese Gegenüberstellung unter dem 
Gesichtspunkt der groben Einteilung einer Volks­
Wirtschaft m einen produzierenden Bereich und einen 
Dienstleistungsbereich, den sog. tertiären Sektor, 
dann sind die Unterschiede mit vorher 45,0 % und 
nachher 44,8 % Beitrag vom produzierenden Bereich 
sowie vorher 55,0 % und nachher 55,2 % Beitrag 
vom tertiären Sektor sicherlich geringfug1g ln der 
tieferen wirtschaftlichen Gliederung ergeben sich 
aber zum Teil erhebliche Unterschiede 

Das revidierte Bruttoinlandsprodukt 1960 bls1976 

Nach der Revision der Entstehungsrechnung hat sich 
das Bruttomlandsprodukt in Schleswig-Holstein seit 
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1960 innerhalb von 16 Jahren von 10,0 Mrd. DM 
um 293 % auf einen Wert von 39,3 Mrd. DM erhöht 
und damit fast vervierfacht Demgegenüber steht 
eine Zuwachsrate von 271 % im gesamten Bundes­
gebiet. Das bedeutet, daß die wirtschaftliche Ent­
wicklung auf diese lange Sicht m Schleswig-Holstein 
überdurchschnittlich gut verlief. Gemessen an der 
durchschnittlichen jährlichen Veränderungsrate 
beträgt der Unterschied zwischen Schleswig-Holstein 
und dem Bundesgebiet 0,4 Punkte. denn in Schles­
wig-Holstein betrug der Zuwachs durchschnittlich 
jährlich 8.9 % und im Bundesgebiet 8,5 %. 

Hierbei handelt es sich allerdings um nominale Ent­
wicklungen. was bedeutet, daß d1e Preissteigerungen 
in den Zuwachsraten enthalten sind. Für die Ent­
wicklung einer Volkswirtschaft sind aber die realen 
Zuwachsraten wesentlich aussagefähiger, denn sie 
geben Auskunft darüber. was gegenuber der Vor­
periode zusätzlich an Gutern und Dienstleistungen 
erwirtschaftet worden ist. Nur wenn die reale Zu­
wachsrate positiv ist, kann von wirtschaftlichem 
Wachstum gesprochen werden. Bei einer positiven 
nominalen Zuwachsrate, die kleiner als die Preis­
steigerungsrate ist, liegt dagegen eine schrump­
fende Volkswirtschaft vor; die reale Zuwachsrate ist 
dann negativ. ln Schleswig-Holstem hat es erstmals 
1975 seit Beginn der Berechnungen für das Jahr 
1950 kein wirtschaftliches Wachstum gegeben, die 
reale Veränderungsrate betrug - 1,1 %. Im Bundes­
gebiet belief sie sich in demselben Jahr sogar auf 
- 2,6 %, nachdem hier bereits im Jahre 1967 mit 
- 0.2 % schon einmal ein geringfugiger mengen-
mäßiger Rückgang festgestellt worden war. 

ln der realen Betrachtungsweise wurde das Basisjahr 
- wie bereits erwähnt - von 1962 auf 1970 um­
gestellt. Die reale Entwicklung des Bruttoinlands­
produkts gibt also die Veränderung der erstellten 
Menge von Gütern und Dienstleistungen, bewertet 
in Preisen von 1970, an. Da das Basisjahr 1970 inner­
halb des hier betrachteten Zeitraums von 1960 b1s 
1976 liegt, sind hinsichtlich des Vergleichs zwischen 
nominalem und realem Bruttoinlandsprodukt bei 
ständig steigendem Preisniveau drei verschiedene 
Panoden zu beachten. Von 1960 bis 1969 ist das 
reale Bruttoinlandsprodukt um den jeweiligen Preis­
unterschied gegenuber 1970 höher als das nomi­
nale Brutto1nlandsprodukt, denn die erstellten Men­
gen an Gutern und Dienstleistungen jedes Jahres 
Innerhalb dieses Zeitraums werden mit höheren als 
den jeweiligen Preisen bewertet. Im Jahre 1970 
sind das reale und nominale Bruttoinlandsprodukt 
gleich, und ab 1971 ist das nominale Bruttoinlands-



Bruttoinlandsprodukt 

Jahr 

ln jeweiligen Preisen 
(nominal) 

ln konstanten Preisen 
(real) 

Mill. DM 1970 .- 100 Mill. DM 1970.;,. 100 

1960 10 020 44 14 714 64 
1961 11 139 48 15 592 68 
1962 12 728 55 16 997 74 
1963 13 388 58 17 307 75 
1964 14 334 62 17 962 78 

1965 15 705 68 18922 82 
1966 16 956 74 19 651 85 
1967 17 413 76 19 957 87 
1968 18 871 82 21 080 92 
1969 20 578 89 22 008 96 

1970 23 027 100 23 027 100 
1971 25 869 112 23 964 104 
1972 28608 124 24 769 108 
1973 31 706 138 25 797 112 
1974 34 163 148 26 377 115 

1975* 36 495 158 26 094 113 
1976• 39329 171 27141 118 

*) vorläufige Ergebnisse 

produkt um die Preissteigerungen seit 1970 höher 
als das reale Bruttoinlandsprodukt. 

Wie groß die Preiskomponente ist, kann man daran 
erkennen, daß das Bruttoinlandsprodukt Schleswig­
Holsteins in der Zeit von 1960 bis 1976 nominal um 
293 % gestiegen ist. während real eine Wachstums­
rate von 84 % zu verzeichnen ist. Einer durchschnitt­
lichen jährlichen Zuwachsrate von nominal 8,9 o/o 
steht also eine reale von 3,9 % gegenüber. Die durch­
schnittliche jährliche Preissteigerungsrate beläuft 
sich für diesen Zeitraum auf 4,8 %. Im Bundesge­
biet betragen die entsprechenden Steigerungen 8,5 % 
(nominal), 3,9 % (real) und 4,5 % (Preise). Damit liegt 
das reale wirtschaftliche Wachstum in Schleswig­
Holstein genau im Bundesdurchschnitt Im Vergleich 
zur nominalen Entwicklung resultiert das daraus, 
daß die Preissteigerungen in Schleswig-Holstein etwas 
über denen im Bundesgebiet liegen. Die Preissteige­
rungsrate gibt die Summe der Preisveränderungen 
bei sämtlichen erstellten Gütern und erbrachten 
Dienstleistungen einschließlich der Vorprodukte an, 
wobei sich die Mengen von Periode zu Periode 
ändern. Es handelt sich also keineswegs um den An· 
stieg der Lebenshaltungskosten, bei dem für einen 
konstanten Warenkorb der Güter und Dienstleistun-
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gen des privaten Verbrauchs die Preissteigerungen 
ermittelt werden. 

ln dem betrachteten Zeitraum von 1960 bis 1976 
können an den realen Zuwachsraten deutlich Kon­
JUnkturzyklen abgelesen werden. Phasen starken 
wirtschaftlichen Aufschwungs folgen immer wieder 
Perloden der Abschwächung, wobei allerdings sowohl 
Auf· als auch Abschwung in den einzelnen Phasen 
unterschiedlich starke Ausschläge aufweisen. Begon­
nen wird das Auf und Ab in Schleswig-Holstein mit 
einem außergewöhnlich starken wirtschaftlichen 
Aufschwung in den Jahren 1961 und 1962. Hier ist 
das Jahr 1962 mit der höchsten Wachstumsrate des 
gesamten Zeitraums von 9,0 % besonders erwäh­
nenswert gegenüber nur 4.4 % im gesamten Bun­
desgebiet. Aber bereits im folgenden Jahr sackte die 
Zuwachsrate auf 1 ,8 % ab, verbesserte sich 1964 
zwar auf 3,8 %, lag aber gerade in diesem Jahr um 
2,9 Punkte unter dem Bundesdurchschnitt Vom 
Hoch des Jahres 1965 führte die Entwicklung in das 
Tief des Jahres 1967 mit der bis dahin niedrigsten 
Zuwachsrate von 1,6 % in Schleswig-Holstein. D1eser 



Abschwung wirkte sich im Bundesgebiet allerdings 
stärker aus als in unserem Lande, führte er doch 
erstmalig nach den Berechnungen seit 1950 zu der 
bereits erwähnten negativen realen Verimderungs­
rate von - 0,2 %. Der wirtschaftliche Aufschwung 
danach war im Bundesgebiet vehement und brachte 
1969 mit 7,8 % die höchste Wachstumsrate des 
betrachteten Zeitraums. War der Abschwung in 
Schleswig-Holstein gedämpft, so vollzog sich auch 
der Aufschwung nicht so kräftig wie im Bundes­
gebiet. Der Zeitraum von 1969 bis 1973 könnte 1n 
Schleswig-Holstein als eine Phase relativ konstanter 
Wachstumsraten mittleren Niveaus bezeichnet 

werden, denn die Raten schwanken nur zwischen 
3.4 % und 4,6 %. Der daran anschließende Ab­
schwung war der bisher kräftigste und brachte 1975 
in Schleswig-Holstein mit - 1,1 % zum ersten Mal 
kein wirtschaftliches Wachstum. Im Bundesgebiet 
war die Entwicklung mit - 2.6 % noch schlechter. 
Umso bemerkenswerter sind die 1976 folgenden 
Wachstumsraten von 4,0 % in Schleswig-Holstein 
und 5,6 % im Bundesgebiet. Beim Vergleich der 
Konjunkturzyklen zwischen Schleswig-Holstem und 
dem Bundesgebiet fällt auf, daß mit Ausnahme des 
ersten Aufschwungs m den Jahren 1961 und 1962 
die Auf- und Abschwünge in Schleswig-Holstein 
wesentlich gedämpfter verlaufen als im Bundes­
gebiet Das hängt mit der besonderen Wirtschafts­
struktur unseres Landes zusammen, die gapragt 1st 
durch konjunkturstabilisierende Sektoren wie Land­
Wirtschaft, Nahrungs- und GenuSmittelindustrie und 
den Staat mit dem Untersektor Verteidigung 

Die Preissteigerungen sind - wie gesagt - bei dieser 
gesamtwirtschaftlichen Betrachtungsweise ausge­
klammert. Sie spielen aber gerade in der heutigen 
Ze1t eine so bedeutende Rolle, daß es angebracht 
erscheint, auch die Preisentwicklung sämtlicher 
erstellter Guter und erbrachter Dienstleistungen, 
emschlleßlich der Vorprodukte, in dem betrachteten 
Zeltraum darzustellen. Die in Erinnerung an die hohen 
Preissteigerungsraten der Jahre 1970 bis 1975 niedrig 
arschernende durchschnittliche jahrliehe Preissteige­
rungsrate von 4,8 % in Schlesw1g·Holstein fur den 
gesamten Zeitraum von 1960 bis 1976 ist auf d1e 
zum Teil erheblich unter d1esem Durchschnitt liegende 
PreisentWicklung 1n den Jahren 1963 biS 1969 zunick­
zuführen. 1967 erhohten s1ch die Preise beispiels­
weise nur um 1,1 %. Dagegen lag d1e Teuerung m den 
Jahren 1970 bis 1975 erheblich uber dem Durch· 
schnitt. Am höchsten war sie im Jahre 1975 m1t 8,0 %. 
Umso erfreulicher 1st die Entwicklung 1m Jahre 1976, 
d1e mit 3,7 % eine erheblich unter dem langjährigen 
Durchschnitt liegende Preissteigerung brachte. Für 
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das Bundesgebiet gilt in der Tendenz das gleiche wie 
für Schleswig-Holstein. Auch hier lag die niedrigste 
Teuerungsrate mit 1,5% im Jahre 1967, die höchste 
aber mit 7,8% im Jahre 1971. 

Die Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche 

Nach dem neuen Konzept der Entstehungsrechnung 
können für die vier Unternehmensbereiche nur unhe­
reinigte Werte der Bruttowertschöpfung ermittelt 
werden, weil die unterstellten Entgelte für Bankdienst­
leistungen und der Vorsteuerabzug für Investitionen 
jeweils global von der Bruttowertschöpfung der 
Unternehmensbereiche insgesamt abgezogen werden 
und spezielle Unterlagen, insbesondere für die Auf­

schlüsselung der unterstellten Entgelte für Bankdienst· 
le1stungen auf die Wirtschaftsbereiche weltgehend 
fehlen. Da aber der Anteil der unterstellten Entgelte 

für Bankdienstleistungen insgesamt am Bruttoinlands­
produkt in den einzelnen Jahren jeweils etwa 3 % 

beträgt, ist die Vergleichbarkeit der Wirtschafts­
bereiche nur wenig eingeschränkt. Gegenüber den 
Beiträgen der Wirtschaftsbereiche am Bruttoinlands­
produkt vor der Revision 1st allerdings zusätzlich zu 
bedenken, daß die Einfuhrabgaben jetzt als Vor­
leistungen verbucht sind und die Bruttowertschöp­
fungen der einzelnen Wirtschaftsbereiche ent­
sprechend geringer ausfallen. 

Be1 einer Aufgliederung der unbareinigten Brutto­
wertschöpfung insgesamt des Jahres 1976 in jewei­
ligen Preisen nach fünf Wirtschaftsbereichen ergibt 
sich, daß der wesentliche Beitrag in Schleswig-Holstein 
mit fast zwei Fünftein (38 %) vom Warenproduzie­
renden Gewerbe geleistet wird. ln der realen Betrach­

tungsweise schneidet dieser Bereich noch etwas 
besser ab, denn danach kommt er auf einen Anteil 
von 41 %. Dies ist ein Hinweis darauf, daß in diesem 
Beretch die Preissteigerungen unter dem gesamt­
Wirtschaftlichen Preisanstieg im Lande gelegen haben. 
D1ese Feststellung wird noch unterstrichen durch einen 
Vergleich der Anteile von 1960 und 1976. Verringerte 
sich der Anteil des Warenproduzierenden Gewerbes 
an der nommalen Bruttowertschöpfung von 1960 
bis 1976 um drei Punkte, so lag dieser Antel an der 
realen Bruttowertschöpfung 1976 um zwei Punkte 

über dem des Jahres 1960. Tatsächlich lag die durch­
schmttliche jahrliehe Preissteigerungsrate im Waren­
produzierenden Gewerbe mit 4,1 % um 0,7 Punkte 
unter der entsprechenden gesamtwirtschaftlichen 
Rate: der durchschnittliche jährliche mengenmäßige 
Zuwachs betrug im Warenproduzierenden Gewerbe 
4,3 % und war damit um 0,4 Punkte höher als die 



Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche und Bruttoinlandsprodukt in Millionen DM 
an lewe1hgen Pre1sen 

Land/Forstw., Warenprodu- Handel und D1enst1e1- Unternehmen Unternehmen Staat, private Bruttowert - Bruttom Iands-
Jahr Tierhaltung z•erendes Verkehr stungsunter- zusammen bereimgt Haushalte 1 schopfung produkt 

u Fischerat Gewerbe nehmen unberem•gt berein1gt 

1960 1 341 4 027 1 816 1 402 8 587 8 436 1 383 9 819 10 020 
1965 1 682 6500 2 789 2386 13 357 13 074 2 341 15 415 15 705 
1970 1 941 9 402 3 639 4 327 19 309 18 536 3 819 22 355 23 027 
1971 2 033 10 526 3 984 5 059 21 602 20 702 4 506 25 207 25 869 
1972 2 292 11 400 4 394 5 780 23 867 22 833 5 062 27 895 28 608 

1973 2 441 12 617 4 638 6 580 26 274 25 117 5 791 30908 31 706 
1974 2 446 13 441 4 842 7 269 27 998 26 631 6 570 33 201 34 163 
1975* 2 728 13 844 5 227 8 114 29 913 28 405 7 247 35 652 36 495 
1976* 2 814 15 075 5 701 8 801 32 391 30 784 7 554 38 338 39 329 

•) vortauflge Ergebnisse 1) und pnvate Orgamsatlonen ohne Erwerbscharakter 

durchschnittliche jährliche gesamtwirtschaftliche 
Wachstumsrate. Im Vergleich mit den anderen Bun­
desländern schlägt negativ zu Buche, daß das Gewicht 
dieses Bereichs in unserem Lande 1976 mit 41 % 
erheblich unter dem Bundesdurchschnitt von 51 % 
der realen Bruttowertschöpfung insgesamt liegt. Da­
gegen haben Baden-Württemberg und Rheinland­
Ptatz Anteile von 58 % und 56 %. Positiv im Länder­
vergleich ist aber zu vermerken. daß die Wertschöp­
fung des Warenproduzierenden Gewerbes sich in 
Schleswig-Holstein von 1960 bis 1976 real um durch­
schnittlich jährlich 0,3 Punkte starker steigerte als 
im Bundesdurchschnitt 

ln weiterer wirtschaftlicher Gliederung setzt sich 
die reale Wertschöpfung des Warenproduzierenden 
Gewerbes aus den Wertschöpfungen von Energ1e· 
wirtschaftund Bergbau (1976 ... 4 Ofo der unberein1gten 
Wertschöpfung insgesamt), vom verarbeitenden 
Gewerbe (28 %) und vom Baugewerbe (9 Ofo) zusam­
men. Im Zeitablauf nahm die Bedeutung des ver­
arbeitenden Gewerbes {1960 - 26 %) leicht zu, 
während sich das Gewicht von Energiewirtschaft 
und Bergbau nahezu verdoppelte Dagegen war das 
Baugewerbe 1m Vergleich m1t den anderen Wirt­
schaftsbereichen leicht rückläufig (1960 ... 11 Ofo) 

Eine noch positivere Entwicklung als im Warenpro­
duzierenden Gewerbe hat sich bei den Dienstleistungs­
unternehmen ohne Handel und Verkehr (Kreditmsti­
tute und Versicherungsgewerbe, Wohnungsvermie­
tung und sonstige Dienstleistungen) vollzogen. Und 
zwar betragt hier fur den Ze1traum von 1960 bis 
1976 die durchschnittliche jährliche reale Zuwachs­
rate 5,0 %. Allerdings ist dieser Bere1ch mit einem 
Anteil von 21 % an der realen unbareinigten Wert­
schöpfung insgesamt des Jahres 1976 von erheblich 
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geringerer Bedeutung. Durch die überaus positive 
Entwicklung über diesen langen Ze1traum hat sich 
das Gew1cht der Dienstleistungsunternehmen im 
Zeitablauf entsprechend erhöht. 1960 hatte der 
Anteilswert nur knapp 18 % betragen. Die Steige­
rung der Bedeutung gilt mehr oder wemger stark für 

Anteile der Wirtschaftsbereiche an der unbareinigten Brutto-
wertschopfung in Schleswig-Holstein und Im Bundesgebiet 

Schlesw1g- Bundes-
Holstem gebtet 

nomtnal real nommal real 

% 

Land· und ForstWirtschaft, 
Tterhaltung und Ftschere1 

1960 13.5 t 1,2 5.8 4,9 
1976* 7,0 7,7 2,8 3,1 

Warenproduzierendes 
Gewerbe 

1960 40,4 38,3 53.5 50,3 
1976" 37,7 40.5 47,9 51,1 

Handel und Verkehr 
1960 18.2 15,2 18,3 15,8 
1976. 14,3 14 4 152 15.2 

D1enst1e•stungsunternehmen 
1960 14,1 17 6 137 174 
1976* 22.0 20,9 209 19,3 

Staat, pnvate Haushalte 
und Organisationen 
ohne Erwerbscharakter 

1960 13,9 17 8 8.8 11,6 
1976• 18.9 16.5 13,2 11.3 

., vorläufige Ergebmsse 



die drei obengenannten Unterbereiche des Wirt­
schaftsbereichs Dienstleistungsunternehmen. Bemer­
kenswert ist, daß bei den Dienstleistungsunterneh­
men die Preissteigerungen in dem betrachteten 
Zeitraum erheblich über den Durchschnitt hinaus­
gingen. Einer durchschnittlichen jährlichen Verände­
rung von real 5,0 % steht eine von nominal 12,2 % 
gegenüber. Daraus ergibt sich für die Dienstlei· 
stungsunternehmen eine durchschnittliche jähr· 
liehe Preissteigerungsrate von 6,8 %, womit die Preis· 
Steigerungen in diesem Bereich durchschnittlich 
jährlich um 2,0 Punkte über der gesamtwirtschaft­
lichen Rate unseres Landes liegen. Diese erheblich 
über dem Durchschnittswert liegenden Preissteige· 
rungen sind vor allem auf die beträchtlichen Lohn· 
und Gehaltssteigerungen zu Beginn der siebziger 
Jahre zurückzuführen, die sich besonders in eini::m 
lohnintensiven Wirtschaftsbereich auswirken. Daß 
die Preissteigerungen gerade in diesem Bereich eme 
besondere Rolle spielen. ist auch daraus zu ersehen, 
daß sich der Anteil der Dienstleistungsunternehmen 
an der nominalen Bruttowertschöpfung von 1960 bis 
1976 immerhin von 14 % auf 22 % erhöhte, während 
der Anteil an der realen Bruttowertschöpfung in 
derselben Zeit - wie bereits erwähnt - nur von 18% 
auf 21 % anstieg. 

ln den drei übrigen Wirtschaftsbereichen (Staat, 
private Haushalte und private Organisationen ohne 
Erwerbscharakter; Handel, Verkehr und Nachrichten­
übermittlung; Land- und Forstwirtschaft. Tierhaltung 
und Fischerei) erhohten sich die realen Werte nicht 
so stark wie in der schleswig-holsteinischen Wrrt­
schaft insgesamt. ln der wirtschaftlichen Bedeutung 
bleiben sie hinter den Dienstleistungsunternehmen 
zurück. Der drittstärkste Wirtschaftsbereich ist in 
unserem Lande der Staat usw. mit einem Anteil von 
17% an der realen Bruttowertschöpfung 1976. Dieser 
erheblich über dem Bundesdurchschnitt liegende 
Anteil ist ganz wesentlich mit auf die überdurch­
schnittliche Bedeutung des Verteidigungssektors in 
Schleswig-Holstein zurückzuführen. Im Zeitablauf hat 
der Staat usw. etwas an Bedeutung eingebüßt, denn 
1960 belief sich sein Anteil noch auf 18 % an der 
realen Bruttowertschöpfung Auch hier ergibt sich 
wie bei den Dienstleistungsunternehmen bei der 
Betrachtung der nominalen Werte ein ganz anderes 
Bild. Danach ist der Anteil des Staats usw. an der 
nominalen Wertschöpfung von 14 % im Jahre 1960 
auf 19 % im Jahre 1976 angestiegen. Damit ist 
wiederum gesagt, daß die Preissteigerungen. die 
h1er nahezu ausschließlich auf Lohn- und Gehalts­
steigerungen zurückzuführen sind, auch in diesem 
Bereich überdurchschnittlich hoch waren. 
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Das Gewicht des Wirtschaftsbereichs Handel und 
Verkehr ist besonders stark von der neuen Verrech­
nung der Einfuhrabgaben als Vorleistungen betroffen, 
so daß der Anteil dieses Bereichs an der realen Brutta­
wertschöpfung gegenüber den Berechnungen vor der 
Revision um etwa fünf Punkte niedriger ausfällt. Zu 
diesem starken Absinken hat noch beigetragen, daß 
neuere Berechnungsunterlagen herangezogen 
werden konnten, die den Nachweis erbrachten, daß 
die Fortschreibung der Werte vor der Revision ins· 
besondere im GroBhandel zu einer ÜberhOhung ge­
führt hatten. ln dem Zeitraum von 1960 bis 1976 ver­
zeichnet der Wirtschaftsbereich Handel und Verkehr 
eine durchschnittliche jährliche Wachstumsrate von 
3,5 %. Die entsprechende Steigerung der nominalen 
Bruttowertschöpfung beträgt 7,4 %. Damit liegen die 
durchschnittlichen jährlichen Preissteigerungen in 
diesem Bereich mit 3,8 % um 1,0 Punkt unter der 
gesamtwirtschaftlichen Rate. Diese Entwicklungen 
haben dazu beigetragen, daß sowohl der Anteil an 
der realen als auch der Anteil an der nominalen unba­
reinigten Bruttowertschöpfung insgesamt zurück­
gegangen sind, nämlich real von 15 % auf 14 % und 
nominal von 18 % auf 14 %. 

Der Wirtschaftsbereich Land- und Forstwirtschaft hat 
1976 in Schleswig·Holstein 8 % zur realen Bruttowert­
schöptung beigetragen. 1960 betrug sein Anteil noch 
11 %. Beim Vergleich der nominalen Werte im Zeit· 
ablauf ist der relative Rückgang wesentlich stärker, 
denn 1960 betrug der Anteil der Land- und Forst­
wrrtschaft an der nominalen Bruttowertschöpfung 
noch 14 %, 1976 dagegen 7 %. Dieser relative Rück­
gang ist trotz einer absoluten Steigerung zustande 
gekommen, denn die durchschnittliche jährliche 
mengenmäßige Erhöhung der Bruttowertschöpfung 
liegt mit 1,6 % zwischen 1960 und 1976 erheblich 
unter der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate. 
Andererseits zeichnet sich dieser Wirtschaftsbereich 
durch die niedrigsten Preissteigerungen aller hier 
beschriebenen Wirtschaftsbereiche aus. Bei den land­
wirtschaftlichen Produkten erhöhten sich die Preise 
durchschnittlich jährlich nur um 3,1 %. Im Vergleich 
mit den anderen Bundesländern ist bemerkenswert, 
daß die schleswig-holsteinische Land· und Forstwirt­
schaft 1976 mit 7,7 % den größten Anteil an der 
realen Bruttowertschöpfung unter allen Bundes· 
Iändern aufweist. Unserem Lande noch am nächsten 
kommt Niedersachsen mit einem Anteil von 6,5 %, 
während der bundesdurchschnittliche Anteil mit 3,1 % 
erheblich darunter hegt. Damit ist die Land- und 
Forstwirtschaft in Schleswig-Holstein relat1v sehr stark 
vertreten, denn der Beitrag der schleswig-holstei­
nischen Land- und Forstwirtschaft zur realen unbe-



reinigten Bruttowertschöpfung dieses Wirtschafts­
bereichs im gesamten Bundesgebiet beläuft sich 1976 
auf 8, 7 %, während die gesamte Wirtschaft unseres 
Landes nur mit 3,5 Ofo an der realen unbareinigten 

Bruttowertschöpfung der gesamten Wirtschaft des 
Bundesgebietes beteiligt ist. 

PeterMöl/er 

Weitere Angaben siehe Stat. Bericht P 11 - 18 

Das Konzept der Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung 1981 

Zur Vorgeschichte 

Laut Artikel 1 der Richtlinie des Rates der EG vom 
22. 11. 1973 führen die Mitgliedstaaten ,,zwischen dem 
1. März und dem 31. Mai 1981 eine allgemeine 
Volkszählung durch" 1• ln der Begründung heißt es: 
,.Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach dem 
Vertrag ... obliegenden Aufgaben über hinreichend 
zuverlässige, untergliederte und vergleichbare stati­
stische Angaben im Bereich der Bevölkerung, der 
Erwerbsbevölkerung, der Beschäftigung, der Haushalte 
und der Familien verfügen. Derzeit liefern allgemeine 
Volkszählungen keine vergleichbaren Angaben, da 
sie nicht im gleichen Zeitraum durchgeführt werden". 
Damit ist der Erhebungszeitraum der nächsten Volks· 
zählung fixiert und bereits eine wesentliche Aufgabe 
dieser Zählung genannt. Auf weitere Aufgaben wird 
noch eingegangen. 

Der Termin der kommenden Volkszählungen stimmt 
mit deutschen Planungen überein. Bereits 1970 hatte 
die Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) in 
einer Entschließung 2 vorgeschlagen, jeweils zu Anfang 
eines Jahrzehnts Volkszählungen und in deren Mitte 
Wohnungszählungen durchzuführen. Bei einer der­
artigen zeitlichen Abstimmung wären dann etwa alle 
5 Jahre neue regionalstatistische Informationen 
angefallen. 

Nach der .,termingerechten" Volkszählung 1970 hätte 
daraufhin um 1975 herum eine Gebäude- und Woh­
nungszählung stattfinden müssen. Eine derartige 
Zählung war auch geplant und sogar weitgehend vor-

1) Richtlinie des Rates vom 22. 1 1. 1973 zur Synchron1slerung 
der allgemeinen Volkszählung (73/403/EWG) 

2) MKRO, Entschließung zur Verbesserung der regionalstati­
stischen Informationen, veröffentlicht Im GMBI. 1970. S. 294 

bereitet - selbst Probezählungen hatten schon statt­
gefunden - , ist aber wegen der öffentlichen Haushalts­
lage schließlich doch nicht angeordnet worden. Da die 
letzten umfassenden Gebäude- und Wohnungszahlen 
- von 1968 - bereits sieben Jahre alt waren, und 
neuere Ergebnisse - von 1972 - nur aus einer 
1 %-Wohnungsstichprobe stammten, war der Bedarf 
insbesondere nach kleinräumlichen gebäude- und 
wohnungsstatistischen Informationen dringend ge­
worden. Die nächste Gebäude- und Wohnungszählung 
konnte nicht einfach auf 1985 verschoben werden. 
Auch aus diesem Grunde - finanzielle Überlegungen 
waren allerdings ausschlaggebend - sollten bei der 
Volkszählung 1981 gebäude· und wohnungstati­
stische Daten in ausreichendem Umfang miterhoben 
werden. Trotz des dadurch ausgeweiteten Fragen­
programms mochte man - ebenfalls aus Kosten­
gründen - nicht darauf verzichten, an dieses Zählungs­
werk noch eine Arbeitsstättenzählung anzuhängen. 

Dieser Rahmen ist vom Abteilungsleiterausschuß 
Statistik (ALA), einem Gremium, das 1975 von der 
Bundesregierung eingesetzt worden ist, um das 
Arbeitsprogramm der Bundesstatistiken zu straffen, 
beschlossen worden. Gleichzeitig hat dieser Ausschuß 
gefordert, daß die Kosten auf Bundesebene nicht mehr 
als 290 Mill. DM betragen dürfen (in Preisen von 1975); 
davon dürfen höchstens 48 Mi! I. DM auf den gebäude­
und wohnungsstatistischen Teil entfallen. 
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Aufgaben 

Neben der Informationsbeschaffung für internationale 
Zwecke hat das Zählungswerk 1981 eine Vielzahl 
nationaler Aufgaben zu erfüllen. 

Nur mit Hilfe von Totalzählungen ist es derzeit möglich, 
ein sachlich und räumlich tief gegliedertes Strukturbild 



zu erhalten. Stichproben vermögen das nicht - weder 
in einer für regionale Planungen ausreichenden räum­
lichen Tiefe noch in einer tiefen sachlichen Gliederung. 
Auch Bestandsfortschreibungen sind enge Grenzen 
gesetzt: Zum emen können wegen des hohen Aufwands 
nur relativ wenige Merkmale fortgeschrieben werden 
und zum anderen ist jedes Fortschreibungssystem 
fehleranfällig, wobei der Fehler in der Regel umso 
größer ist, je weiter Fortschrelbungsjahr und Basisjahr 
voneinander entfernt sind. 

Zwischen den teuren und daher nur in größeren Zeit­
abstanden durchführbaren großen Totalzählungen und 
den Stichproben, Fortschreibungen und anderen 
Statistiken besteht aber ein enger Zusammenhang: 
denn Großzahlungen dieses Zuschnitts sollen auch die 
Bas1s für anschließende Fortschreibungen, Stich­
proben und spezielle Zahlungen schaffen. Würde die 
Volkszählung 1981 nicht durchgeführt, wäre es u. a. 
nicht möglich 

systemimmanente Fehler bei der Bevölkerungs­
fortschreibung zu bereimgen 
das demnächst zu verkündende Zweite Bau­
statistische Gesetz zu erfüllen, das eine erhebliche 
Auswe1tung der Fortschreibung vorsieht und dam1t 
vorausgehende Bestandserhebungen notwendig 
macht 
e11')e neue Auswahlgrundlage für den Mikrozensus 
und für Wohnungsstichproben bereitzustellen und 
Unterlagen fi.Jr Zahlungen in e1nzelnen Wirtschafts­
bereichen zu liefern (msbesondere durch d1e 
Arbeitsstättenzahlung). 

ln letzter Zeit ist häuf1ger zu hören, daß Großzählungen 
wie d1e Volkszahlung 1981 e1gentlich überholte Instru­
mente der Informationsbeschaffung seien und durch 
neue, dem technischen Fortschritt angepaßte Losun­
gen ersetzt werden müßten: Wozu noch umständlich 
jeden einzelnen Bürger nach seinen persönlichen Daten 
fragen, wenn diese ohnehin schon bei verschiedenen 
Behbrden vorhanden sind und nur zusammengefaSt 
werden müßten? 

Dem 1st zweierlei entgegenzuhalten. Zum einen führt 
Jeder Weg m diese R1chtung über ldent1fikat1onsmerk· 
male, also z. B eine Personenkennziffer, mit deren Hilfe 
die in verschiedenen Dateien befindlichen Datensatze 
erst personif1zierbar wären und miteinander verbunden 
werden konnten. D1eser Weg eröffnet zwar der amt· 
Iichen Statistik ganz neue Perspektiven und findet aus 
technokratischer Sicht auch viele Befürworter. Einer 
Realisierung steht aber die ablehnende Haltung des 
Gesetzgebers entgegen. für die es auch gewichtige 

Gründe gibt. Deshalb sind einerseits die Beratungen 
über e1n neues Bundesmeldegesetz, durch das eine 
bundeseinheitliche Personenkennziffer hätte einge­
führt werden sollen, abgebrochen worden, andererseits 
ist das Bundesdatenschutzgesetz erlassen worden, das 
die Datenübermittlung erheblich erschwert. 

Zum anderen wird leicht übersehen, daß längst nicht 
alle bei einer Volkszählung erhobenen Merkmale 
irgendwelchen Behörden bekannt sind, daß sie fi.Jr 
langst nicht alle Personen bekannt sind, und daß die 
Informationen in Behörden sich auf beliebig verschie­
dene Zeitpunkte beziehen, also nicht zu einem Gesamt­
bild zusammengefaSt werden kbnnen. Allein schon aus 
diesen Grunden wird man in absehbarer Zeit nicht auf 
Volkszählungen verzichten können. 

Aufgaben der einzelnen Zählungsteile 

Als Hauptaufgabe der Volkszählung im engeren Sinne3 

läßt sich aus Landessicht die Feststellung der Bevölke­
rungszahl fi.Jr Gemeinden, Kreise und das Land 
bezeichnen. Diese Ergebnisse sind zentrale Infor­
mationen für unzählige Verwaltungs- und Planungs­
zwecke. Erst danach folgt die Darstellung demo­
grafiSCher Merkmale, die die Zeichnung eines 
vielfältigen Strukturbildes der Bevölkerung im Lande 
und seinen Verwaltungsbezirken sowie in kleinraum­
liehen Planungsgebieten (Ortsteile, Baublocke 
u. dgl ) ermöglichen. Zu diesen Merkmalen gehoren 
msbesondere Alter, Geschlecht, Familienstand, Art der 
Erwerbstatigkeit und Bildungsstand. Wie sehr diese 
Daten benötigt werden, läßt sich am Fehlen aktueller 
Erwerbstätigenzahlen ermessen: Die "neuestenw Kreis­
und Gemeindezahlen stammen von 1970, würden also 
be1 Veröffentlichung der ersten Ergebnisse der Volks­
zahlung 1981 älter als 12 Jahre sein. Es ist gegen­
wärtig z. B. auch nicht möglich, für die Bezirke der 
Arbeitsverwaltung hinreichend genaue Bezugszahlen 
zur Ermittlung regionaler Arbeitslosenquoten t~·stzu­

stellen. Mangels besserer Möglichkelten müssen diese 
nach einem relat1v groben Verfahren geschatzt 
werden. 

Von zentraler Bedeutung ist ferner die bereits 
genannte Korrektur der Ergebnisse der Bevolkerungs­
fortschreibung (bis zur Gemeindeebene) nach § 6 des 
bevölkerungsstatistischen Gesetzes von 1957. Volks­
zählungsergebnisse dienen außerdem als Auswahl-

3) Vergleiche dazu den Abscnllitt Erhebungsprogramm 
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grundJage für den Mikrozensus, eine jährliche 1 %-Stich­
probe mit einem volkszählungsähnlichen Erhebungs­
programm, und als Berechnungsgrundlage für Bevöl­
kerungsvorausschätzungen sow1e He1rats-. Ehedauer­
und Sterbetafeln. 

Daneben gibt es noch eine Fülle weiterer wichtiger 
Aufgaben wie die Aufzeichnung der Pendlerströme, die 
Aufschluß über die ökonomische Verflechtung von 
Raumen des Landes gibt und eine bedeutende Ent­
scheidungsgrundlage für regionalpolitische Maß­
nahmen ist, oder die Ermittlung der Religionszuge­
hörigkeit der Bevölkerung, die fur die Kirchenver­
waltungen von zentraler Bedeutung ist. 

Mit Hilfe der gebäude- und wohnungsstatistischen 
Fragestellungen soll naturlieh zuerst einmal das 
klassische Anliegen der Gebäude- und Wohnungs­
zählungen erfüllt werden, nämlich die Struktur des 
Gebäude- und Wohnungsbestandes zu ermitteln. ln 
Ergänzung des Erhebungsprogramms der letzten 
Gebäude- und Wohnungszählung 1968 werden außer 
den Anstalten diesmal nicht nur die Gebäude mit 
Wohnraum erlaßt, sondern der g e s a m t e Gebäu­
debestand sowie alle b e b a u t e n Grundstücke. 
Nichtwohngebäude wurden zuletzt bei der Volks­
zählung 1950 gezählt, die Erhebung aller bebauten 
Grundstücke w1rd 1981 die erste 1hrer Art sein D1e 
Verbindung der Volks-, Wohnungs- und Arbeits­
stättenzählung zu einem Zählwerk ermöglicht eine 
komplexe Darstellung der Lebensbereiche Wohnen 
und Arbeiten. 

Die Arbeitsstattanzahlung wird sich wie 1970 w1eder auf 
alle Wirtschaftsbereiche mit Ausnahme der Landwirt­
schaft erstrecken. Sie soll einen Überblick über Zahl, 
Große und Struktur der Unternehmen und ihrer 
Arbeitsstätten in tiefer fachlicher und regionaler Glie­
derung liefern. Darüber hinaus bildet sie eine Auswahl­
grundlage für nachfolgende Zählungen in einzelnen 
Bereichen der Wirtschaft. 

Wenn auch durch d1e Verzahnung von Volkszählung, 
Grundstückserhebung, Gebäude- und Wohnungs­
zählung und die Erhebung der nichtlandwirtschaftlichen 
Arbeitsstätten erne V1elzahl von zum Teil neuen Aus­
wertungsmöglichkeiten geschaffen werden konnte, so 
sollte der diese Zeilen lesende kunftige "Konsument" 
der Ergebnisse der Volkszählung 1981 dennoch nicht 
in Euphone ausbrechen; denn der vom oben erwahnten 
Abteilungsleiterausschuß gesetzte Kostenrahmen ver­
hindert insbesondere beim gebäude- und wohnungs­
statistischen Teil der Zählung, daß der Erhebungs­
umfang uber die wenigen für unverzichtbar gehaltenen 

Merkmale hinaus ausgeweitet wird. Damit sind natürlich 
auch die Grenzen der Auswertbarkeit bestimmt. Ob die 
Fülle der bisher unberi.Jcksichtigten Forderungen ins­
besondere der Städteplaner durch eine eigene 
Gebäude· und Wohnungszählung in der M1tte der 80er 
Jahre wenigstens teilweise erfüllt werden kann, ist 
gegenwärtig zumindest sehr zweifelhaft. 

Stand der Vorbereitung und Terminplanung 

Zu Beginn des Jahres 1977 hat das Statistische 
Bundesamt das Konzept der Volkszählung 1981 vor· 
gelegt, das es zusammen mit den zuständigen Bundes­
ministerien entwickelt hatte Gle1chze1tig wurde eine 
aus Vertretern von fünf Statistischen Landesämtern 
und dem Statistischen Bundesamt bestehende Arbeits­
gruppe gebildet, die koordinierende und empfehlende 
Aufgaben hat; denn in den Landesämtern und im 
Bundesamt sind in der Regel mehrere Referate für die 
Zählung zuständ1g. So ist in Schleswig·Holstein zwar die 
Zuständigkeit für den bevölkerungs- und wohnungs· 
statistischen Teil der Zählung zusammengefaßt. die 
Durchführung der Arbeitsstättenzählung obliegt aber 
einem anderen Dezernat. Diese Arbeitsgruppe hat 
nun den vom Bundesamt vorgelegten ersten Entwurf 
des Konzeptes überarbeitet und weitergeleitet. 

Das Konzept ist inzw1schen vom Statistischen Beirat, 
von den Leitern der Statistischen Landesamt er, von den 
zuständigen Fachausschüssen und den für d1e Volks-, 
Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung zuständigen 
Referenten der Statistischen Landesämter und des 
Bundesamtes beraten und ausgefeilt worden Auch mit 
den Dienstaufsichtsbehörden der Länder ist es 
besprochen worden. 

Im Gegensatz zur Vorbereitung früherer Großzählungen 
Ist diesmal das Konzept der Zählung weitgehend zentral 
entwickelt worden. Da außerdem d1e Wünsche der 
Bundesregierung bisher weltgehend den Charakter des 
Erhebungsprogramms bestimmt haben, bestehen 
von seiten der Länder und vor allem des Deutschen 
Städtetages eine Reihe von Zusatzwunschen, d1e sich 
fast ausnahmslos auf den gebäude- und wohnungs· 
statistischen Zahlungste11 beziehen D1eser Teil des 
Erhebungsprogramms ist also noch niCht ausdiskutiert. 
Da aber kaum Spielraum für die Berucksichtigung von 
Ergänzungswünschen besteht, 1st nicht mehr mit einer 
grundlegenden Änderung des Fragenkataloges zu 
rechnen. 
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Zwischen der Formulierung des Zählungskonzeptes 
und dem Produkt der Zählung, nämlich der L1eferung 
der gewünschten Ergebnisse, liegen zahlreiche Bear­
beitungswege und -stufen. Im Rahmen dieses Aufsatzes 
können nur die wichtigsten genannt werden: 

1. Übergreifende Planungs- und Koordinierungs­

aufgaben 
1.1 Abstimmung des Erhebungs- und Aufberei­

tungsprogramms auf die bei Landes- und Bun­
desstatistik fur die Zählung verfügbaren 
Arbeitskapazitc.oten, 

Kalkulation zusätzlicher Mittel 
1.2 Verhandlungen mit den auftraggebenden 

Ressorts 
1.3 Festlegung des endgültigen Arbeitsablauf­

planes 
1.4 Terminuberwachung und steuernder Eingriff 

in den Arbeitsablauf bei unvorhergesehenen 

Schwierigkeiten 

2. Vorbereitung der Zählung 
2.1 Entwurf der Erhebungspapiere 
2.2 Planung des Erhebungsverfahrens 

2 21 Organisation und Ordnungssystem 
2.22 kleinraumilche Gliederung von 

Gemeinden 
2.23 Probeerhebungen 

2.3 Vorausgehende Aufbereitungsarbeiten 
2.31 Entwurf des Tabellenprogramms und 

der Plausibilitätskontrollen 
2.32 Spezifizierung der Tabellen und Plausi­

bilitätskontrollen 
2.33 Programmierung 

3. Durchführung der Zählung 
3.1 Grundstücks- und Gebäudevorerhebung. Ein-

richtung der Zählungsdienststellen 
3.2 Aufbau der Zählerorganisation 
3.3 D1e Erhebung im engeren Sinne 
3.4 Kontrolle der Erhebungspapiere in den Zäh­

lungsdienststellen, Versand an das Statisti­
sche Landesamt 

3.5 Prufung und Signierung der Erhebungs­

papiere 
3.6 Maschinelle Aufbereitung 
3.7 Tabeliierung 

4. Veröffentlichung, Auswertung und Archivierung 

Fast alle hier genannten Arbeitsschritte werden in 
enger Zusammenarbeit zwischen dem Statistischen 

Bundesamt und den Statistischen Landesämtern voll­
zogen, viele auch unter Mitwirkung der kommunalen 

Gebietskörperschaften. 

Die ersten drei der in Punkt 1 genannten Aufgaben sind 
bereits in Angriff genommen worden Ferner sind der 
Entwurf der Erhebungspapiere (2.1) und die Planung 
des Erhebungsverfahrens (2.2) - abgesehen von der 
Durchführung der Probeerhebung - fast abge­
schlossen. Ein Entwurf des Tabellenprogramms liegt 
ebenfalls vor. 

Die oben genannten Arbeitsschntte werden selbst­
verständlich nicht streng nacheinander erledigt, 
sondern sie überlappen sich häufig. Das hangt nicht 
nur mit der verschiedenen Länge der Arbeitsphasen, 
sondern auch mit den verschiedenen Zuständigkeiten 
der Bundes- und Landesstatistik zusammen. Die über­
greifenden Planungs- und Koordinationsaufgaben 
obliegen nämlich weitgehend dem Statistischen 
Bundesamt, während die technische Durchführung 
der Zählung Sache der Statistischen Landesämter ist. 

Gegenwärtig werden in den Statistischen Landes­
ämtern die voraussichtlichen Kosten der Zählung kalku­
liert. Die Höhe und das Gefüge der kalkulierten Kosten 
b1ldet diesmal den Maßstab für den Zuschnitt des 
Zahlungskonzepts und ihr antizipatorischer Charakter 
könnte während der parlamentarischen Behandlung 
des Zählungsgesetzes im Brennpunkt der Diskussion 
stehen; denn nach den bishangen Aussagen maß­
geblicher Stellen ist nur das Erhebungsprogramm 
vanabel, nicht jedoch der Kostenrahmen. Das bedeutet 
im Klartext eine weitere Einschränkung des gegen­
wärtigen Minimalprogramms, sofern die kalkulierten 
Zählungskosten deutlich uber der angegebenen 
Grenze von 290 Mill. DM (in Preisen von 1975) liegen 

sollten. 

Nach den bisherigen Terminvorstellungen soll das 
Zählungsgesetz Ende 1978 verabschiedet sein, damit 
1979 die im Gesetz zu verankernde Probezählung 
ablaufen kann. Diese einzige Probezählung, ein Frage­
bogen- und Organisationstest, durfte e1ne aus­
rerehende Vorbereitung sein, da bereits 1978 der 
Wohnungs- und Haushaltsbogen getestet werden soll. 
Außerdem hegen in bezug auf den Grundsti.Jcks- und 
Gebaudebogen Erfahrungen aus den be1den Probe­
erhebungen vor, die der geplanten Gebäude- und 
Wohnungszählung 1975 vorausgegangen sind. 
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Etwa ,h Jahr vor dem Zählungsstichtag, also im Herbst 
1980, soll dort eine Gebäudevorerhebung stattfinden, 
wo eine Zählung des Gebäudebestandes erfahrungs-



gemäß kompliziert oder zeitaufwendig ist. z. B. bei 
verschachtelter Bauweise in Innenstadtgebieten oder 
in Gebieten, in denen der Gebäudeeigentümer oder 
-verwalter häufig nicht im Gebäude erreichbar ist. Diese 
Gebäudevorerhebung wird hauptsächlich auf 
postalischem Weg erfolgen. ln nicht wenigen Fällen 
wird man aber auch Ortsbegehungen durchführen 
müssen, um dem Zähler für die Hauptzählung genaue 
Anweisung geben zu können. 

18 Monate nach dem Zählungsstichtag sollen erste 
endgültige Ergebnisse vorliegen. Das werden wieder 
wie 1970 die Gemeindeblätter 4 des Volkszählungsteils 
sein (noch früher werden Ergebnisse der Arbeits­
stättenzählung veröffentlicht werden. die wegen ihres 
ungleich geringeren Umfangs natürlich zügiger aufbe­
reitet werden kann). Im übrigen soll das Tabellen­
programm im Gegensatz zu 1970 wesentlich früher aus­
gedruckt sein. Das will man durch zeitigeres Pro­
grammieren und Kürzen der Vorratstabeliierung 
erreichen. Über die Vorratstabeliierung hinausgehende 
Wünsche will man dadurch erfüllen, daß man zusätz­

liche Kapazitäten für ad-hoc-Aufbereitungen zur Ver­
fügung hält. 

Noch mehr als 1970 werden diesmal kleinräumliche 
Ergebnisse nachgefragt werden. Da diese Daten 
schneller als andere veralten, werden sie 1981 rascher 
als 1970 aufbereitet werden müssen. Es ist daher 
wünschenswert, sie unmittelbar nach dem Ausdruck 
der Gemeindeblätter zu erstellen. 

Das Erhebungsprogramm 

Die Angaben zu den Zählungsteilen Volkszählung und 
Gebäude- und Wohnungszählung sind auf insgesamt 
vier maschinenlesbaren Fragebogenseiten unter­
gebracht, während für die Arbeitsstättenzählung wie 
1970 ern vierseitiger Ablochbeleg vorgesehen ist. 
Dabei werden die Grundstücke und Gebäude in einem 
vierseitigen Beleg eingetragen, von dem aber nur erne 
Seite maschinenlesbar rst 5 Aus erhebungstechnischen 
Gründen rst der einseit ige Wohnungsbogen mit einem 
zweiseitigen Haushaltsbogen5 zusammengefaSt 

4) D1e Gemeindeblätter s1nd e1gene ADV-Ausdrucke fur jede 
Gemeinde, d1e die Wlchtrgsten Strukturzahlen des Volkszäh· 
lungsteils des Zählungswerks enthalten 

5) Bei mehr als einem Gebäude auf e1nem Grunds1uck und 
ber 6 und mehr Personen tm Haushalt müssen weitere Erhe­
bungspapiere verwendet werden 
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worden. Im Gegensatz zu 1970 konnte sich der 
Personenbogen diesmal nicht durchsetzen: Der höhere 
Schreibaufwand - der Zähler muß jede (achtstellige) 
Kenn-Nummer der Erhebungspapiere in Zählerlisten 

übertragen - und die aufwendigere maschinelle 
Zusammenführung der verschiedenen Erhebungs­
papiere miteinander und mit der Zählerliste waren die 
entscheidenden Argumente gegen den Personen­
bogen. 

Die einzelnen Fragebogen enthalten im wesentlichen 
folgende Merkmale: 

im Grundstücks- und Gebäudebogen werden 
zunächst folgende grundstücksbezogene Fragen 
gestl:!llt: 

Größe des Grundstücks 

Größe der überbauten Räche aller auf diesem 
Grundstück stehenden Bauwerke 
evtl. bestehendes Erbbaurecht an dem Gebäude 
Zahl der Kfz-Stellplätze 

Es ist gegenwärtig noch offen, ob statt der überbauten 
Fläche aller Bauwerke des Grundstücks die Flächen für 
jedes Gebäude einzeln erhoben werden sollen. Dies 
wäre dann ein gebäudebezogenes Merkmal. 

Im gebäudestatistischen Teil des Grundstücks- und 
Gebäudebogens soll ermittelt werden: 

Art des Gebäudes 
Baujahr 
Geschoßzahl 
Eigentumsverhältnis 
Gesamtnutzfläche 
Nutzung 
Anstaltseinrichtungen 
öffentliche Förderung. 

Es war bisher vorgesehen, die Gesamtnutzfläche des 
Gebäudes in m 2 anzugeben und die Nutzung nach 
höchstens 1 0 Nutzungskategorien zu unterscheiden, 
wober jeweils Haupt- oder Nebenzweck angestrichelt 
werden kann. Diese Lösung wird als unzureichend 
angesehen, da sich dann das Ausmaß der einzelnen 
Nutzungsarten ntcht genau genug bestimmen läßt. Ein 
neuer Vorschlag, der die Fläche für einzelne Nutzungs­
arten als Prozentangaben vorsieht, hat dagegen gute 
Aussichten verwirklicht zu werden. 

Gegenüber dem für 1975 vorgesehenen Erhebungs­
programm fehlen vor allem die Fragen nach der 
Abwasserbeseitigung, nach der sozialen Stellung der 



Gebäudeeigentümer, nach der Beheizung des 
Gebäudes und nach lnstandsetzungen und Moder­
nisierungen in den letzten Jahren. Oie Aufnahme der 
beiden letztgenannten Fragen in den Gebaudebogen 
w1rd von mehreren Bundesländern vehement gefordert 
und steht im Mittelpunkt der noch anhaltenden 
Diskussion über das Erhebungsprogramm des 
gebäude- und wohnungsstatistischen Zählungsteils. 

Der von den Haushalten auszufüllende Wohnungs­
bogen enthält Fragen über 

Besitzverhältnis 
Nutzung als Freizeltwohnung 
Belegungsdauer 
Räche und Raumzahl 
Ausstattung der Wohnung 
Monatsmiete 
Dauer des evtl. Leerstehans 

Als Ergänzung w1rd besonders die Angabe nach der 
Motorisierung des Haushalts und eine feinere Dar­
stellung der Merkmalsausprägungen der Wohnungs­
ausstattung gefordert. 

Die Fragen des Volkszählungsteils bilden den bereits 
erwähnten zweiseitigen Haushaltsbogen. Auf eine 
ergänzende repräsentative Erhebung wie 1970 wird 
diesmal verzichtet. Dafur 1st der Totalte11 der Zahlung 
umfangreicher als 1970 Außer den herkommliehen 
Volkszahlungsmerkmalen wie Geburtstag, Geschlecht, 
Familienstand, Stellung 1m Haushalt, Religton, uber­
wiegender Lebensunterhalt Erwerbstätigkelt gtbt es 
folgende Fragenabschnitte: 

zweite Wohnung 
Staatsangehbngkeit (nur deutsch/nicht deutsch) 
hochster Schulabschluß an allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen und an Hochschulen 
Hauptfachnchtung des letzten Schulabschlusses 
Stellung im Beruf 
Wtrtschaftszweig, in dem erwerbstätige Haushalts­
mttglieder arbeiten 
ausgeubte Tatigkeit (Beruf) 
Art und Dauer emer praktischen Berufsausbildung 
(erlernter Beruf) 
pendlerstattstische Merkmale Verkehrsmittel und 
Zeitaufwand, getrennt nach Berufspendlern und 
Ausbtldungspendlern. 

Gegenuber dem Totaltetl der Volkszählung 1970 
fehlen die Fragen nach der Nationalität von Ausländern, 
der wöchentlichen Arbeitszeit und der Schulart der 
Schüler und Studenten. Stark gekürzt ist die Frage 

nach der Stellung innerhalb des Haushalts, bei der 1981 
nur zwischen Haushaltsvorstand und übngen Haus­
haltsmitgliedern unterschieden werden kann. Durch die 
Kombmation mit anderen Merkmalen lassen sich haus­
halts- und familienstatistische Auswertungen vor­
nehmen, sie werden aber nicht mehr so differenziert 
se1n wie 1970. 

Während 1970 die Wohnbevölkerung der zentrale 
Bevölkerungsbegriff war, wird es 1981 die Bevölkerung 
am Ort der Hauptwohnung sein, sofern das Melderecht 
rechtzeitig reformiert wird. Vor allem aus Grunden der 
Vergleichbarkeit soll aber noch zusätzlich die Wohn­
bevolkerung ermittelt werden. 

Aus ftnanztellen Gründen sollen die ausgeubte Tätigkeit, 
die praktische Berufsausbildung und die Hauptfach­
richtung des letzten Abschlusses zwar total erhoben, 
aber nur in einer 1 0%-Stichprobe aufbereitet werden. 
Dasselbe gilt für die zweistelhge Gliederung der Wirt­
schaftszweige (Wirtschaftsgruppen), während die ein­
stellige Gliederung (Wirtschaftsabteilungen) total auf­
bereitet werden soll. 

Besonders von seiten der Landesplaner wird die Ein­
beziehung von Einkommensangaben und vor allem 
der Nationalitäten der Ausländer gefordert. Da auf dem 
Haushaltsbogen kaum weiterer Platz vorhanden ist, 
haben diese Ergänzungswunsche nur eine geringe 
Chance der Realisierung. 

Organisation und Ordnungssystem 

ln das Konzept des Ordnungssystems der Zählung 
1981 sind die Erfahrungen mit der Gebaude- und 
Wohnungszählung 1968 und mit der Volkszählung 
1970, bei der erstmalig automatische Belegleser für 
Massenarbetten eingesetzt wurden, eingeflossen. Das 
Ordnungssystem 1981 hat vor allem die Aufgabe, die 
anfallenden Daten so zu erfassen, daß stch ein 
eindeuttger Bezug zwischen den Angaben zu den 
Erhebungseinheiten Grundstucke, Gebaude, Woh­
nungen, Haushalte, Personen und Arbeitsstätten her­
stellen läßt 6. Daruber hinaus muß die Auswertbarkeit 
auch für kleinste raumliehe Einheiten gewährleistet 
sein. 

6) Aus organtsatonschen, rechll chen (Ge~elmhaltungsbestim­
mungenll und finanziellen Grunden wtrd d1e Verb1ndung der 
Arbeitsstättenzahlung zu den anderen Zählungstellen be1 
weitem mcht so eng se1n w1e be1 d1esen unteremander 
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Das wichtigste Ordnungspapier ist daher d1e Zähler· 
Iiste, die die einzelnen Erhebungspapiere miteinander 
verknüpft und auf den kleinsten raumliehen Baustein, 
das Grundstück, bezieht. Der technische Vorgang ist 

einfach: ln aufsteigender Folge der Hausnummern wer· 
den die vorgedruckten Nummern der jeweiligen Grund· 
stücks· und Gebäudebogen in die Zählerliste einge· 
tragen, dazu zeilengerecht die laufende Nummer des 
Gebäudes (um mehrere Gebäude auf einem Grund­
stück identifizieren zu können), die laufende Nummer 
der Wohnung{en) und Arbe1tsstätte(n) im Gebäude, 
die vorgedruckte(n) Haushalts· und Wohnungsbogen· 
nummer(n) und die vorgedruckte(n) Nummer(n) des 
Arbeitsstättenbogens. Da diese Angaben abgelacht 
werden, ist die maschinelle Zusammenfuhrung der 
verschiedenen Zählungsteile gewahrleistet Neben 
der Bildung von Einzelsätzen (grundstücksweise) 
erlaubt die Verbindung der verschiedenen Erhebungs· 
teile in der Zählerliste zugleich eme Vollstandigkelts· 
kontrolle; denn jede Nummer emes Erhebungspapieres 
ist sowohl in der Zahlerliste enthalten und mit ihr 
abgelacht worden als auch beim Lesen des e1nzelnen 
Erhebungsbogens auf Magnetband gespeichert 
worden (mit Ausnahme des abzulachenden Arbeits· 
stättenbogens). Damit ist die Voraussetzung gegeben, 
um unpaarige Fälle - Erhebungspapiere ohne zuzu· 
ordnende Zählerlistennummer oder Zahlerhsten· 
nummern ohne Erhebungspapiere - zu bereinigen. 

Die Zählerliste erfüllt aber noch eine weitere Funktion 
Als einziges Papier enthalt s1e die Regionalangaben 
und schafft damit erst die Voraussetzung, die Einzel· 
satzedurch Zuführung d1eser Ordnungsangaben räum· 
lich zu identifizieren 01ese räumliche Identifikation 
wird über folgende, tn den Kopf der Zahlerliste emzu· 
tragende Ordnungsmerkmale ges1chert: 

die achtstellige Gemeindeschlüsselnummer 
eine dreisteilige Zusatznummer für Gemeindeteile 
oder Stadtbezirke 
eme vierstellige Nummer fur Baublocke oder 
Blockselten 
e1nen fünfstelhgen Straßenschlüssel 

und dte 
vorgedruckte Zahlerhstennummer, aus der 
zusammen m1t der Beschreibung des Zahl· 
berelches (Straße mit entsprechenden Haus­
nummern) hervorgeht, welches Geb1et des Blocks 
oder des Gemeindeteils diese Zählerliste 
abdeckt. 

Um d1e Elnzelergebmsse emfacher und schneller 
maschmell we1terverarbe1ten zu können, werden Je 
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Zahlerliste Zwischensummen gebildet, die in vielen 

Bearbeitungsphasen eine wichtige Rolle spielen. 
Darüber hinaus erlauben sie, auf relativ einfache Weise 
Ergebnisse in kleinräumlicher Gliederung zu erstellen. 
Um z. B Blockergebnisse zu erhalten, wären die Sätze 
der etwa vier Zahlerlisten, die einen Baublock in der 
Regel beschreiben, zu summieren und auszudrucken. 

Oie Erstellung kleinräumlicher Ergebnisse auf der 
Grundlage von Zählerlistensummen setzt aber eine 
Abgrenzung des in einer Zählerliste aufgenommenen 
Gebietes voraus, die gewahrleistet, daß die Zählerliste 
als regionaler Baustein entsprechend angewendet wer· 
den kann. Das ist immer dann sichergestellt, wenn eine 

Zählerliste höchstens einer Blockseite zugeordnet w1rd, 
in der Regel also den durch zwei Querstraßen 
begrenzten Abschnitt einer Straßenseite. Nur dann sind 
Blockseite und Zahlerliste identisch (abgesehen von 
den wenigen Fällen, 1n denen eine Zählerliste nicht 
ausreicht, um Blockseitendaten aufzunehmen, so daß 
dann zwei oder mehr Zählerlistensummen der Block­
seltensumma entsprechen) und man kann durch 
Summierung mit weiteren Zahlerlisten schnell Ergab· 
nisse für beliebige raumliehe Geb1lde produzieren. 

Ein anderes Verfahren ist d1e Zuordnung mit Hilfe 
emer sogenannten "Referenzdatel" (vgl dazu den 
Abschnitt kleinraumliehe Gliederung) 

Aus erhebungstechnischen Gründen werden Anstalten 
(w1e Krankenh~wser, Gam1sonen) mit Hilfe einer 
e1genen Zahlerliste gesondert erfaßt, d1e sich aber nur 
unwesentlich von der oben beschnebenen unter· 
scheidet. Im übrigen werden 1n Anstalten d1e gleichen 
Erhebungspapiere ausgeteilt w1e ln den anderen Zahl­
bezirken. 

Das eigentliche Zählen ist Aufgabe der Gemeinden. 
Zu diesem Zweck werden kurz vor dem Zahlungs­
stichtag 1n den Ämtern und amtsfre1en Gernemden 
Zahlungsdienststellen eingenchtet, d1e nach Anleitung 
durch d1e Statistischen Landesamter d1e Zahlung 
eigenverantwortlich durchfuhren Es 1st unter 
anderem auch Aufgabe der Zahlungsd1enststellen, eine 
ausreichende Zahl von Zahlern zu werben, d1e die 
Erhebungspapiere austeilen, sie auf Wunsch auszu­
tunen helfen und wteder einsammeln Dafür mussen 
allem m Schlesw1g·Holstelll etwa 25 000 Zahler tatig 
werden 

Nachdem das von den Zahlern an die Zahlungsd1enst· 
stellen gegebene Matenal dort auf Vollstandigkeit 
uberpruft worden 1st, wird es zur we1teren Bearbeitung 
an d1e Stat1st1schen Landesamter gegeben. Damit ist 



die Aufgabe der regionalen Zählungsdienststellen 
im wesentlichen abgeschlossen. 

Kleinräumliche Gliederung 

Kleinste regionale Bezugsgröße für die Darstellung 
vieler Statistiken war seit jeher die Gemeinde. Ergeb­
nisse für Ortsteile. die in der Regel nach rein admini­
strativen Gesichtspunkten abgegrenzt waren, gab 
es meist nur für größere Städte. Inzwischen ist der 
Bedarf nach Ergebnissen für noch kleinere regionale 
Einheiten gewachsen. Während es schon seit der 
Gebäude- und Wohnungszählung 1968 üblich ist, 
Btockergebmsse für Städte aufzubereiten, wird der 
Forderung nach Ortsteilergebnissen auch für größere 
Landgemeinden erstmals im Rahmen des Zahlungs­
werks 81 entsprochen werden. 

Zwei Grunde sind dafür maßgebend: Zum einen neh­
men Planungsvorhaben unterschiedlicher Art, die das 
Vorhandensein meist kleinräumlicher Daten notwendig 
machen, seit Jahren zu: um zum Beispiel d1e Lage von 
neuen Schulen oder Kindergärten oder die Linien­
führung eines Schulbusses optimal festlegen zu kön­
nen, ist es entscheidend zu wissen, wie sich die K1nder 
der entsprechenden Jahrgänge auf das Gemeinde­
gebiet verteilen. Zum anderen beschließen die Länder, 
ebenfalls seit Jahren, Geb1etsimderungen, meist 1n 

Form von Gemeindezusammenschlüssen; sie führen 
dazu, daß die Gesamtzahl der Gemeinden des Landes 
s1nkt und damit die durchschnittliche Größe und Ein­
wohnerzahl der verbleibenden Gemeinden steigt. Wenn 
statistische Ergebnisse nicht für Ortsteile oder Alt­
gemeinden vorgesehen sind, führt diese Entwicklung 
zu immer größer werdenden lnformationslücken: fi.Jr die 
von Gebietsanderungen betroffenen Gemeinden 
würden Jegliche Vergleichsmöglichkeiten mit den 
Ergebnissen früherer Zahlungen fehlen. 

Um Ergebnisse ftir Gemeindeteile auch von Land­
gemeinden aufbereiten zu können, wurde der b1shenge 
achisteilige Gemeindeschlüssel um drei Stellen 
erweitert, die fur den Nachweis von Ortstellen zur Ver­
fügung stehen. Die Kennzahl der einzelnen Ortsteile ist 
in die Zahlerliste einzutragen und abzulachen. Voraus­
setzung für eine einwandfreie Aufbereitung ist natürlich 
eine eindeutige Zuordenbarkeit der Zählerliste: Jede 
Zählerliste darf bei diesem Verfahren nur Angaben zu 
einem Ortsteil enthalten. Wie bereits gesagt, gilt das 
auch für mehrstufige Gliederungssysteme, z. B. einer 
Raumgliederung nach Baublöcken oder Blockseiten, 

die für große Gemeinden und Städte in Frage 
kommen. 

Ein eleganteres Verfahren ist die Zuordnung der ein­
zelnen Adressen (Straße, Hausnummer) zu gröBeren, 
beliebig abgren~aren Gebietseinheiten. Über ein Leit­
band ("Referenzdatei"}, in dem angegeben ist, aus 
welchen Adressen jedes nachzuweisende kleinräum­
liche Gebiet besteht (Block, Blockseite, Stimmbezirk, 
Impfbezirk usw.}, wird jede Adresse zugeordnet, so daß 
nach der Summenbildung ein Ergebnis für dieses 
Gebiet ausgedruckt werden kann. Gegenüber dem vor­
her genannten starren Verfahren einer Zuordnung der 
Zählerlisten zu Gebietseinheiten, die unbedingt vor 
der Zählung definiert werden mussen, hat das letzt­
genannte Verfahren zwei große Vorteile: Durch den 
Rückgnff auf die Adresse besteht d1e Mbglichkeit, auch 
für Geb1ete Ergebnisse zu bilden, an die zum Zeitpunkt 
der Zählung noch niemand denkt, oder die dann noch 
gar nicht gebildet werden können (z. B. neue Einteilung 
der Wahlkreise} und die sich vielleicht nicht aus ganzen 
Zahlerlisten bilden lassen: zum anderen ist es möglich, 
nicht nur Material der Großzählungen, sondern jegliches 
adressenbezogene Material (z. B. aus dem Einwohner­
melderegister) für kleinräumliche Auswertungen zu 
verwenden. 

Da bei beiden Verfahren eine eindeutige Zuordnungs­
moglichkelt der Adressen zu den gewünschten Geuiets­
einhelten vorher gewährleistet sein muß, sind sorg­
fältige Vorarbeiten in jedem Fall erforderlich. D1e 
Gernemde muß Zweifelsfragen möglichst vor der Zäh­
lung klaren - z. B. dürfen Gebäude mit mehreren 
Straßennamen und Hausnummern nur eine Adresse 
erhalten - . damit der Zähler sein Zählgeschäft ein­
wandfrei durchführen kann. Das leistungsfähigere, aber 
vermutlich teuerere Verfahren der Referenzdatei 
empfiehlt sich Immer dann. wenn auch die Vorteile 
dieses Verfahrens, nämlich d1e universelle Anwendbar­
keit und d1e Möglichkeit, jederzeit beliebige Gebiete zu 
bilden, genutzt werden können 7. 

Das Statistische Landesamt wird sich in dieser Ange­
legenheit rechtzeitig mit den Stadten und Gemeinden 
unseres Landes beratend in Verbindung setzen, um 
räumliche Gliederungen zu erre1chen. die langfristig 
bestehen können. 

Jorg Rudel 

7) Ein ganz anderer Ansatz (<Jas sogenannte Planquadrat­
verfahren linU ahnliehe Techniken) soll hier außer Betracht 
bleit>en, da er s1ch schon aus Kostengrunden wemg fur d1e 
amt11che Stallst1k e1gnet 
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Kurzberichte 

Über die Wohnungsstichprobe 1978 

Am 14. Dezember 1977 ist das Gesetz über die Durch­
führung einer Repräsentativstatistik auf dem Gebiet 
des Wohnungswesens (Wohnungsstichprobengesetz 
1978) verkündet worden. Es ordnet eine bundesweite 
Erhebung über Gebäude, Wohnungen. Wohnpartelen 
und die Wohnumgebung an. Wohnungsstichproben 
fanden bisher etwa alle sechs Jahre statt - zuletzt 

1972 - . um die Informationslücken ZWISChen den 
Großzählungen des Gebäude- und Wohnungsbestands 

zu schließen. Sowohl die Stichproben als auch d1e 
Totalzählungen werden durch Einzelgesetze ange­
ordnet und können dadurch im Inhalt je nach dem 
aktuellen Informationsbedarf variiert werden 

Die wesentlichen Inhalte der 1%-Stichprobe 1978 
sind 

bei allen ausgewählten Gebauden Eigentümer. 
Grundstücksgröße, Zahl der Geschosse und Woh­
nungen, Art der Beheizung und der verwendeten 
Heizenergie. Größe und Nutzungsart der mcht flir 
Wohnzwecke genutzten Rachen, 
bei den Wohngebäuden (mehr als 50 % der Ge­
samtflache flir Wohnzwecke) außerdem Art und 
Höhe der Betnebs- und Erhaltungskost an, Miet ein­
nahmen, Versicherungswert, Modernis1erungs- und 
Instandsetzungsarbeiten seit 1973, 
be1 den Wohnungen Art, Größe und Ausstattung, 
Art der Nutzung der Raume, Förderung m1t Mitteln 
des sozialen Wohnungsbaus, bei Mietwohnungen 
die Höhe der Miete, 
bei den Wohnparteien d1e Haushaltsmitglieder 
nach Alter, Geschlecht. Familienstand, Erwerbs­
tätigkeit, bei Wohngeldbezug die Höhe des Wohn­
geldes, ber Untermietern Fläche und Einrichtung 
der gemieteten Räume und Miethöhe, 
d1e Wohnumwelt und ihre Beurteilung durch d1e 
Wohnungsinhaber. 

D1e kommende Wohnungsstichprobe ubernlmmt also 
den überwiegenden Te11 des Fragenprogramms der 
Erhebung 1972. Nicht wieder erfragt werden einige 
stadtebaulich relevante Angaben wie Geschoß- und 
Grundflächen. Erweitert wurde dagegen der Fragentelf 
zur Wohnumwelt, der von den Auskunttspfhchtrgen 
auch Angaben über Entfernungen zu Haltestellen 
offenthcher Verkehrsmittel, Schulen. Grünanlagen usw. 
sowie über Verkehrsverbindungen und Larmbelasti­
gung verlangt Noch starker subjektiv gepragt smd die 

Fragen zur Beurteilung der Wohngegend und der 
Große, Ausstattung und Kosten der Wohnung. Die 
Strchprobe wird brauchbare Daten zur Mietstruktur 

' 
zum Stand der Altbaumodernisierung, zu den Eigen-
tumsverhältnissen und vieles mehr liefern können. 

Daneben sind aber umfassende Informationen in klein­
räumlicher Gliederung unverzichtbar. Die für 1975 vor­
gesehene Gebäude- und Wohnungszählung, die diese 
Informationen geliefert hätte, blieb aus, weil über das 
dazu nötige Gesetz keme Einigung erzielt werden 
konnte Eine dringend erforderliche neue Totalzählung 
ist flir• 1981 zusammen mit der Volks-. Berufs- und 
Arbeitsstättenzählung vorgesehen. 

Aus Kostengründen wird wie auch schon 1972 die 
Wohnungsstichprobe 1978 zusammen m1t der jähr­

lichen Repräsentativerhebung der Bevolkerung und 
des Erwerbslebens (Mikrozensus) durchgeführt. Dafür 

fallen im Mikrozensus die fur 1978 ursprünglich vorge­
sehenen Fragen zur Mietbelastung und Unterbringung 
der Haushalte weg; andererseits brauchen viele haus­
halts- und personenbezogene Fragen in die Bogen der 
Wohnungsstichprobe nicht aufgenommen zu werden, 
weil ihre Ergebnisse im Mikrozensus anfallen und über­
nommen werden konnen. Der Kostenvortell liegt aber 
insbesondere 1n der Nutzung der flir den Mikrozensus 
bereits bestehenden lnterv1ewerorganisation: 1978 
werden wie schon 1972 den rn der 1%·StJchprobe des 
Mikrozensus enthaltenen Haushalten auch d1e Fragen 
der Wohnungsstichprobe gestellt. Wegen des Kosten­
vorteilS w~rd abermals in Kauf genommen, daß die 
nur nach bevölkerungsstatistischen Gesichtspunkten 1n 
die Auswahl des Mikrozensus gelangten Haushalte in 
Wohnungen und Gebäuden leben, die nicht zwangs­
läufig auch einer methodisch sauberen Stichprobe des 
Wohnungsbestandes entsprechen. Außerdem bleibt 
mit einiger Skepsis abzuwarten, ob der Fragente1l der 
Wohnungsstichprobetrotz aller Kürzungsbemühungen 
nicht zu umfangreich ausgefallen ist, um von den 
Berichtspflicht1gen be1 angemessener und zurnutbarer 
lnterv1ewzeit noch vollständig und genau beantwortet 
zu werden. D1e Befragungen werden Anfang Mai begin­
nen und sollen bis Ende Mai abgeschlossen sein Erste 
Ergebnisse sind flir Ende 1979 zu erwarten 
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Vergleiche auch .Zum Konzept der Wohnungsstichprobe 
1978" m Wirtschaft und Stattslik. Heh 711977, S 437 



Eheschließungen und Ehescheidungen 
Wahrend d1e EheschließUngen weltgehend vom Altersaufbau der Bevölkerung ab· 
hängen, steht d1e Zahl der geuthlhchen Ehelösungen eng 1111t der Ausgestaltune 
des diesbezugliehen matenetten und formellen Rechts ln Zusammenhang. Der vom 
geschichtlichen Aal und Ab der letzten Jahrzehnte geprägte Altersaufbau unserer 
Bevolkerung hat dazu eefuhrt, daß die Eheschließungszahlen ln den letzten 30 
Jahren stark schwanken. 1947 heirateten 26 400 Paare, 1948 gar 27 700. Dann 
fielen diese Zahlen, bts 1954 nur noch 17 100 Hetraten reg1stnert wurden. Nach 
dtesem Tiefpunkt st1egen die Heiratszahlen konttnuterllch und um das Jahr 1962 
wurden wieder d1e Werte von 1951 erreicht, als 22 500 standesamtliche Trauungen 
erfoleten. Dann begann em erneuter und diesmal langer andauernder Abfall der 
Heuatszahlen.1975 wurden nur noch 15 000 Paare getraut. 
Fllr die geuchtllche Ehelosung bietet SICh em anderes Bild. Zwar brachte das 
Krieesende nicht nur ein "Hochzetlshoch", sondern auch eine Welle von gencht· 
Iichen Ehelosungen. ln den funf Jahren von 1946 b1s 1950 wurden 29 400 Ehen vor 
dem R1chter gelost, im DurchschmU Jahrlieh 5 900. ln fast allen fällen handeile 
es srch um eine Scherdung. Aulhebungen der Ehe und Nrchhgkeltsfeststelluneen 
spreiten damals wie heute nur eme untergeordnete Rolle. nur 440, also ememll31b 

KhesehlieBungen 

Prozent der 29 400 aufgelosten Ehen helen unter dtese belden Arten. Heute istihr 
Ante11 last Null. 1111 Gegensatz zu den Eheschließungen zergt dre Kurve der ge· 
rrchtllchen Ehelosungen Jedoch kecne Wellengestalt, sondern eme U·Form. 

Zwischen 1956 und 1961 hegt das Tief; zum Teil wurden wemgerals 2 000 Ehen 
gelost. Langsam aber regelmäßig stiegen d1e Zahlen an. 1975 wurden 5 500 Ehen 
geschieden, aufgehoben oder fur nichtig erklärt. Den eigentlichen Ursachen der 
zunehmenden Scheidungszahlen läßt s1ch aufgrund der statrshschen Zahlblatter 
mcht nachgehen. Den Grilnden, d1e den Gerrchten zum Zweck der Scheidung vor· 
getragen werden und nach denen s1e die Ehe scheiden, läßt sich nur entnehmen, 
daß s1e vor allem aul das reibungslose Erreichen des Prozeßztels abgestellt stnd. 
Fast alle Ehen werden heute nach S 43 EheG wegen erner ehezerrottenden schV;e· 
ren Eheverfehlung oder emes ehezerrottenden ehrlosen oder unsittlichen Verhal· 
tens e1nes oder betder Partner gelost. Daß der Ehebruch haufiger als dte acht Mal 
YOrgekommen 1st, m denen er 1975 der emz1ge vorgebrachte Scheidungsgrund war, 
dürfte wohf zu vermuten sern. Von der Scheidung ml! betroffen V;aren 1975 7 300 
Kmder, die meisten Mindert3hrlge. 

Gerlohtliebe Bhelijsungen 

Ehescheidungen 

Jahr 
Nlohtle-

nach I 1121 nach § ~} 
Auf- lcal ta- Kinder 

Je 1 000 
11U1gtl~ hebungen fest- Je 100 000 

Ehegesetz Ehegesetz in den 
AnZAhl Elnwobner atellWtg Anzahl Einwohner 1) 1) 

e~sobied-men 

ln,: Ehen 

19116 21 &>4 8,4 ll 897 "-' 21 118,-r 188,5 12,8 79.4 
19117 26 }611 10,1 62}ll 28 " 617} 2J7,1 11,2 7ll,8 
19116 'Z1 7}/l 10.5 6 })} 28 75 6290 238.2 10,0 76,7 
1~ 211 7llll 9.} 5859 lll ' 5 755 217.5 S,ll 75.6 . 
1950 2li9Y 9,G 6 004 ')II 5 888 226.7 7.9 75.5 
1951 22 517 9.0 111~ ~ }) 1105} 161,8 5.5 77.7 
1952 19 (1:)8 8.0 } .}78 12 28 ., ,,a 13€.8 5.9 19.8 
195} 17 81!} 7.5 2 6::19 25 11! 600 109.9 5.5 79.5 
1951! 17 072 ·"' 2~ 1') 20 2 290 99.3 },9 81.5 }050 

1955 17 401 7.7 20511 12 9 0}} 89.5 ;5.1 84,6 2600 
1956 18 019 8.0 1 9~ 16 16 1 899 84,} },1 85.7 2500 
1957 18 ~ 8.2 2 09} 12 5 2 076 9~.0 2.5 86,2 2700 
1958 19 85} 8,8 19}} 9 9 1 91r; 134.5 2.5 86,11 2400 
1959 20 951 9.2 1 952 H u 1 9'Z1 84.5 2,7 89.2 21100 

19&> 2l 804 9.5 1 987 17 6 1 964 85,6 2,} 89.11 21100 
1q61 22 526 9.7 2028 II 7 2 017 87 ,0 1,0 91,} 2}50 
19~ 22 651 9.7 2092 10 9 2 07~ 68,9 1.4 9 ,} 2500 
196} 22 167 9,4 2 o88 10 5 2 07} 88,} 1,6 9}.9 2450 
1964 21 89J 9,2 2 y;;r 9 5 2 }43 99,0 1,} !)),6 2850 

1965 21 422 ~·0 2 52} 10 6 2'PT 104,9 1,7 9}.9 }050 
1966 ro 750 .6 2 ~4 4 } " 617 108,} 1,1 94.6 }200 
196'7 20 245 8,} 2950 10 r. 29}5 120,4 1,0 95.1 }700 
1968 19 8115 6,1 }052 6 2 '0411 12},9 0,5 9}.5 }!)00 
1969 19 051 7,7 } 120 - 1 ) 119 125,8 0,1! 96,8 II 200 

1970 18 591 7,5 ' ').19 2 II '51} 140.9 0,} 97.11 II 700 
1971 17 6'78 7,0 4 238 II ' ~~~ 167,) 0,1) 9 .9 ') (öo 
1972 16 431 6,5 II :m 2 II 4 !()} 168,5 0,11 97.11 5600 
197} 15 1911 5.9 II '$711 ' l "570 1T7,6 0,2 97.} ')()00 
1974 H979 5.8 II 610 - 1 II Gl9 178,') 0,4 97.7 6000 

1975 111 970 5.8 51187 1 ' 5 118} 212, 0,1 C)8,} 7250 

1) Du Ehegesetz 'Oese z llr. 1 des Kontrollrats YOill 20. 2. 1946) unterscheidet zwlechen Scbeldur.g we Versohu1dena (Eheverfehlungen, 
U 112 und II}) und Scheidung aus anderen Ortinden (§S 411 bis 4 ). Ollbel bet.rlftt der§ ~2 den EIM!brueh, 4er Ii II; andere Ebcverfehlungen, 
durch die ein ~eeatte dle Ehe schuldhart so Uef errllttet het, daS die Wiederherstellung e1r.er dem Wesen der Ehe entEpz-.,chenden 
Le 1naoheft. nlchl. mobr erwartet wero kann 

l!!!!!!!!.!.1 Anachlullzahlen a1ehe StaUstlache Berich ~ A TI 1 (Nat.Urllche llovijlkorungat""'cogung) und A II 2 (Gerichtliche .otlBaungen) 

Zur Methode 

Eheschllelluncen und EhelOsungen werden statu;tlsch durch 
Zllhlbllltter ertnßt. Die Eheschllt:ßung.zählbllltter werden vom 

Starode11be1Unten ausgefUllt, der die lleJrat beu•·kurodet: d1e 
reclonale Zuordnung erfolgt nach dem Hcglstnerort. Noch 
Jedem 1 cchtskr&ftlg abgeschlossuncn Ehelösungsprozeß stellt 
die Gcschliftsstelle des zustl.ndlgen I.andgericht& ein Formblatt 
f(lr dos StaUstlache Landesamt aus, 
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Wohnungen 
1950 gab es in Schleswig·Holsteln rund 454 000 Wohnungen. Hiervon lagen 99 I tn 
Wohngeb3uden. Gegenüber 1939 war dte Versorgungsrate von 274 auf 175 Wohnun· 
gen je 1 000 Einwohner gesunken. Das entspncht einer Steigerung der Belegungs· 
dichte von 3,7 aut 5,7 Personen je Wohnung. Diese verminderte Wohnungsversor· 
gung, die in Schleswig-Holstein hauptsächlich auf den Zushom von Vertriebenen 
und Flüchtlingen zurückzufuhren 1st, zwang z~ intensiven Bemühungen auf dem 
Wohnungsbausektor. So I'IUrden bere1ts 1950 17 300 Wohnungen gebaut. Bis 1958 
kamen durchschnittlich 20 000 Wohnungen im Jahr hinzu. Dieser Schnitt st1eg in 
den FolgeJahren auf 26 600 Wohnungen. 1972 und 1973 kletterte die jährliche Bau­
leistung sogar auf über 30 000 Wohnungen. Der Rückgang in den Jahren danach 
hatte mehrere Ursachen. Zunächst war e1n gewisser Sattigungsgrad vom Bedarf her 
erreicht. Oarllber hmaus beemträchll&ten die vorüberaehende Aussetzung der 
Abschreibungsmoglichkelten nach s 7 b EStG zw1schen Mai und Dezember 1973, 
die Hochzinspolitik der Bundesbank, die unsichere Lage 1111 Kostenbereich und dte 
ungünstige Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt die Nachfrage nach Wohnbauletslun· 
gen, was mit entsprechender zetllicher Verzögerung zu germgeren Produktions· 
zittern führte. Davon wurde besonders der M•etwohnungsbau betroffen. 

Zwischen 1952 und 1955 lag der Anteil der Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 
(Wohngebaude mit 3 und mehr Wohnungen) an den Wohnungen 1n neu ernchteten 
Wohngebäuden msgesamt bei ~5 \ . D1eser Ante11 slteg auf durchschnittlich 50 1 
ln den Jahren 1956 bts 1963, etwa 57 ti zw1schen 1964 und 1970 und erretchle 
schließlich seinen höchsten Werlinden Jahren 1971 bis 1974 mll62 ti. Der Abfall 
auf 36 S Im Jahre 1976 Ist abrupt. Wenn der Wohnungsbau m den letzten Jahren 
nichl völlig zum Erliegen kam, so auch deshalb, v.etl mzwtschen bre1te Be"lilkc· 
rungsschichten in Einkommensgruppen hinerngewachsen smd, die den Erwerb 
ernes "Hauschens im Grtinen• ermöglichen. So wtrd heute der Wohnungsbau uber· 

'ilohngebMe 

Stand davon mit. • • • Wohnungen 
- insgesamt. } und mehr 
Jahr l) 1 2 

Gebäud<t I Wohniiilß&Tl 

1 2 J 4 5 

wiegend vom Eigenhelmbau getragen, allerdings auf wesentltch nledngerem 
Niveau. 
FUr die Beurteilung der Wohnverhältmsse ist neben der Anzahl auch die Qualitat 
der Wohnungen entscherdend. Von den zahlreichen erhobenen Ausstattungsmerk· 
malen, dte erst tn Ihrer Gesamthell e1n genaues Bild verm1tteln, können h1er nur 
wemge aufgezeigt werden. Lange Zeit wurde der Nutzwert einer Wohnung am Vor· 
handensein einer Badeeinrichtung (Badi Ousche) und/oder emer Zentralheizung 
(einschließlich Etagen· und Fernheizung) gemessen. 1950 noch eme Seltenheit 
(15 I bzw. 11 S des Bestandes), smd sie heute selbstverstandlicher Bestandtell 
emer Neubauwohnung. Oie Entwicklung war sprunghaft. ln den ersten Nachknegs· 
Jahren, als es darauf ankam schnell und bdlrg zu bauen, wurde oft auf diesen 
"Komfort• verzichtet. So hatten 1953 nur 47 I der neugebauten Wohnungen ein 
Bad und sogar nur 5 \ eine zentrale Heizversorgung. Aber schon in den Sechziger 
Jahren uberschntten die Ante1le der Neubauwohnungen mit diesen Einrichtungen 
die 90 " ·Grenze, so daß be1 der Bestandsaufnahme durch die Gebaude· und Woh­
nungszahluna 1968 von 100 Wohnungen 65 ein Bad und 41 Zentralheizung hatten. 
Zwischen den Wohnungszahlungen 1950 und 1968 nah11 der Anteil der Wohnungen 
mit Anschluß an das Wassernetz von 55 \ auf 85 \ zu . 

Das Ergebnis der Bautatlgkelt nach dem Knege Sillegelt sich in der Zunahme des 
Bestandes an Neubauwohnungen wider: bereits 1968 entf1el fast d1e Hälfte des 
Bestandes an Wohngebauden auf solche, die nach 1948 gebaut worden waren. 
Erheblichen Anteil an der günstigen Gesamtentl'licklung im Wohnungsbau hatte d1e 
E1nnchtung des soll31en Wohnungsbaues. Danach betrug der Anteil der mit öffent· 
Iichen Mitteln gelorderten Wohnungen b1s 1961 über 50 I. Ab 1962 war em stetiger 
Ruckgang zu verzeichnen. 1976 erhielt nur noch jede neunte Wohnung Finanzie­
rungshilfe im Smne des S 6 Abs. I des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. 

Wohnungen 

llllt in Wohn- und N1ohtwohnsebäuden 
in j Zen~ral-

Wohn- 1) Bad belzung darunter Je 1 000 
gebäuden 

in~) 
insgesamt. l!ffentl1ch E1nwohr~r 

gefl!rdert (Sp . 9) 

t> 7 iS 9 10 11 

tleat.and 

I}. 9. 1950 25~ )02 161 942 54 017 "YT ,, 178 1}6 1 11118 112 15 
6. 6.1961 Jll5 752 211 612 76 729 5'r 411 296 1185 661 5".6 

25. 10. 1968 112} 757 279 74) 80 ~611 6} 550 Y,2 451 81' 122 65 
}1 .12.1976 50} 129 4}2 265 70 864 . . 

Fer Ugetellungen {Rohzugnng) 

1950 56riJ 2 931 1 112} I }15 
1951 6 o88 2800 1 522 1 766 l1 95} 11 m 
1952 6727 }038 2 6}8 1 051 7549 15 86} 
195} 8 472 4 505 278} 1 184 8 517 18 588 47 
1954 8 }"Yf 4869 2:,m 1 166 81165 17 9.,S 61 

1955 8 961 6 426 1 597 9.,S 6 557 16 177 65 
1956 10 0}4 6~ 2 022 1 392 9 947 20 611 7} 
1957 8992 5 791 1 aoe 1 :59} 10 0}0 19 -p 1} 

1958 8 521 6 1,:.2 1 282 1 107 7 :;80 16 076 82 
1959 10 824 7 596 1 5611 1 6611 12 026 22 750 89 
19(i0 11 9~ 8 847 1 501 I 614 11 4~6 2."3 295 93 
1961 11 85} 8 845 1 426 1 583 116/lo 2} '}Yf 94 
1962 11 409 8 1151 1 '}116 1 612 12 548 23 691 96 
1963 11 718 8 992 1 257 1 469 11}05 22 811 97 
19'511 12 Y17 9}05 I 246 l 846 14 47} 26 270 96 

1965 11 978 9 289 1 095 I 594 H 84} 26 }22 96 
19(>6 II 555 91}} 1 019 1 40} 14 665 258}6 97 
1967 11 924 9 572 1 018 1 33'4 1} 867 25 475 98 
1968 9 893 7 Sn m l 205 111 288 2."3 85} 99 
1969 9 407 7 446 889 1 072 l} 047 22 271 98 
1970 8966 7 09} 855 1 018 ll 7117 20 550 99 
1971 10 675 8327 I 111 I 2}7 15 694 26 24} 100 
1972 II 60} 9 1!)1 I 045 I ?hf 18 160 29 H1 99 
197} 12 on 9 574 1 209 1 288 21 048 }}040 99 
1974 10 261 8 2411 983 10}4 15 699 25 909 100 

1975 8 618 7 192 7-:13 688 9 726 18 ~ 100 
1976 9 129 7 984 682 46} 5 24} 14 591 100 

1) fi.ir den Abschnl tt Fe rt.isstellungen : N'eubau, 'Wiederaufbau und Umbau ganzer Gebäude 
2) fUr den Abaohni tt. Bestand: Wohnuna••m :1n Wohn- Wld Nlohtwohn€ebltuden {:lp. 9) 

Cllr den Ab sehn! tt Fer tisatellungen: Wohnungen 1n Wohngebäuden (Sp. 6) 

~ Anschlullzablen siehe Stat1at.1ache Berichte P U 2 (Bourerti.gstellungen ) 
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11 454 199 175 
67~ 78} 291 

41 8}6 027 }:Y} 
I 039 868 l!o' 

17 }01 7 
20 2}2 8 
17888 7 

5 20 69, 14 654 9 
10 19 9}} 1' 'YT5 9 
21 18 ;22 

10 "'" 
B 

20 2' 029 1} 544 10 
25 21 822 1} 801 10 
26 18 }92 9 099 8 

'' 25278 1} 446 11 

112 25865 1} 170 11 
118 25 949 1} 20} 11 
51 26 281 12 578 11 
61 25 570 11778 11 
66 29 !!55 111 79} 1} 

74 29 }6} 1} 710 12 
85 28 619 12 391 12 
91 28 694 10 }26 12 
94 25 771 7 1}7 10 
96 :<4 110 5 417 10 

98 22 039 4 127 9 
96 28 276 4 590 11 
99 }1 546 4 52} 12 
99 ..".. 246 II 211 !Al 
99 27 54} }Yf1 11 

100 19 609 2 44} 8 
99 15 857 I 780 6 
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Zur Methode 

Der B stand an Gebäuden und Wohnungen wird in mehrjllhrlg n 
AbstAnden durch TotalzAhlungen ermittelt. Nach dem Kriege 
wurden derartige Bestandsaufnahmen in den Jahren 1950, 19S6, 
1961 und 1968 durchgeführt. Ab 1956 wurden mit diesen 
ZAhlungen nur Bauten erlaßt, ln denen Raum zu \\ ahnzwecken 
cenutzt wurde. Zwischen zwei Totalzllhlungen werden die 
wichtigsten Bestandszahlen auf der Bas1s der jeweils letzten 
ZAhlung m1t den Nettoergebnissen (Reinzugang) der naut!ltig­
keltsstatlstik Jllhrlach fortgeschrieben. Der derzeitl gcn ;Fort­
schrtolbung Hegen die Zahlen der Gebäude- und Wohnungs:>:lhlung 
1968 zugrunde. Dur Reinzugang erg1bt sich aus dcru Saldo 
der Zu- und Abginge. Dae Zuginge allem werden als Rohzugang 
bezeichnet. ln der Tabelle wird der JAhrliehe Rohzugang noch­
gewiesen, da d1eser ein Maß für die Bauleistung ist. 
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Bel der Darstellung der geblludestat!aUachen Ergebnisse wird 
lm ollgemeinen unterschieden zwischen Wohngeblludcn, dae 
überwiegend Wohnzwecken dienen, sonstigen Gebluden (Nicht­
wohngebluden), in denen die Wohnungen von untergeordneter 
Ocdcutung sind und Unterktlnften mit mangelhafter oder bchelfe­
mlßig~:r Wohnmöglichkeit (Baracken, Nissenhütten, Wohnlauben 
usw. ). Zu IIen Wohngebäuden zllhlen auch die landwtrtachafUichcn 
V.<>hngebllude und bla 1960 dle Behelfsheime mit 'tnehr als 30 rrl­
Wohnfllcbe s<>wle ab 1958 V. ochenend- und FerienhAuser mit 
mehr als 50 ~ Wohnfillche. Die \VohnungSBtall&tik gliedert 111 
Wohnungen und behcllsmll.ßlge Wohngclegenheilen. Im Zweifels­
ralle Ist für die Zuordnung von Wohnraum zu den Wohnungen 
das Vorhandensem einer KOche wer vollausgebauten Kochmsehe 
maßgebend. Zu den Wohngelagenheilen (früher Notwohnungen) 
~lhlt der Wohnraum in Kellergeschossen, nicht vollauegebauten 
nachgeschossen, m Unterkünften und V.ohnrnum mit behelfs­
mllßigen Kochnischen. In d1eser Übersicht wurde bchelfamli.ßiger 
Wobnrnum mcht berUckslchhgt. 
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Unterhaltung und Information 

Oie folaenden Daten aus deCI we1ten Bereich der Unterhaltune und Information smd 
ke1ne pnmärstat1st1schen Daten der amtlichen Statistik. Sie smd anderen Quellen 
entnommen und slammen aus den Unterlagen der Buchere1zentralen Flensburg und 
Rendsburg, des Bundesverbandes Deutscher Zertungsverleeer e. V. sow1e der 
Deutschen Bundespost 

Im Jahre 1950 sind in Schleswia·Holstein 1,5 Millionen Bufher aus ortentliehen 
BUchereien entliehen worden, 1975 waren es 7.7 Millionen BUchel. ln d1esen 
25 Jahren hat SICh d1e Zahl der ausgeliehenen Sucher mehr als verfunflach I. Dabei 
1st die Zunahme 10 dtesem Zellraum-von klemen ZWISchenzeitlichen Einbruchen 
abgesehen- nahezu kontmuierllch verlaufen. 1954 hatJeder Einwohner im Schmtt 
e1n Buch entliehen, 1971 smd es zwe1 Bücher und 1975 sogar dre1 Sucher gewe­
sen. Be1 dieser Berechnung darf mcht übersehen werden, daß alle Emwohner em· 
bezoaen worden smd, so zum Beispiel der noch nicht lesefäh11e Sauglmg, aber 
auch die in bezugauf Bucherentlelhuneen unersittllche "Leseratte•. 

Unter emer Tagesze~tuna wud e1ne Ze1tuna verstanden, die mindestens zweimal 
wochenilich erscheint. Oabe1 ist zwischen Haupt· und Nebenausaabe zu unter· 
scheuten. Taeesze~tungen, d1e regional we1tverbre1tet sind. bringen neben den 
alleeme10en politischen, Wirtschaftlichen und kulturellen Informaltonen auf be· 
sti111111te Regionen zugeschnittene Lokalnachnchten. 01ese Informationen unter· 
scheiden Sich 1n der Hauptausgabe und tn den ernzeinen Nebenausaaben. Oie Aus· 
aabe am F1rmens1tz der Zeitung w1rd Im allgemeinen als Hauptausgabe bezeichnet. 
und d1e Regionalausgaben sind die Nebenausgaben. 01e 1n der Zeltre1he aufge· 
fuhrlen Daten aeben an, wie v1ele Tageszeitungen in Schleswig-Holstem herge­
stellt wurden und n1cht, wie v1ele Zeitungen von der Bevölkerung1n Schleswlg­
Holstem gelesen wurden. So werden VIelleicht Emwohner, d1e 1m Rma um Harnburg 
wohnen. zum Te1l vorzugsweise Hamburger Tageszeitungen lesen. B1s Anfang der 
60er Jahre gab es 1n Schleswlg-Holstem 46 Tageszeitungen. darunter 38 Haupt· 
ausgaben und 8 Nebenausgaben. tnzw1schen hat s1ch d1e Struktur der Ausgaben -
vermullich aus Grunden der Konzentrahon und der Rahonahs1erung - erhebli ch 

BUcher 

Ent1e1hunc;en &llll Haupt-
ll1'fenU1cben 

Jahr BUchere1en 1) ~ t'kau e-
aun&&tl 

Je 1000 1ll 1000 
Jn 1000 Anz:shl. Einwohner 

1950 1 4'n 581 
1951 186o 75} 
1952 2104 875 
1!!5} 2 100 90} 
19511 2 1!70 1 o82 
1955 2 817 1 2118 
1956 '078 1 }67 
1957 '169 1 400 
1958 ' 106 1 )66 38 8 "', 1959 )1}0 1 :563 :58 tl 1133 
196o 2 7}0 1 185 ,a tl 4-'16 
1961 }11.}8 1 479 }9 1154 
1962 3629 l 552 l!o 1167 
1963 '788 1 (09 ~ 1174 
19~ II 04l! 1 702 ,a 500 
1965 " 0511 

1 -'9 6 
1966 4 175 1 7ro 509 
1967 " 2711 1 7117 }6 1175 
1963 II '53 1 764 }6 48o 
1969 II li04 1 770 "' 117 
1970 ilti95 1 87'l }} 1179 
1971 5190 2 0111 ' 6o2 
197 7}6 22.37 509 
197;:1 6 l!o4 118} }1 51 
19711 71}6 761 29 } 

1975 7698 "9Tl 4 

veranderl. D1e Zahl der Hauptausgaben tst aeschrumpft (1975: 27) und d1e der 
Hebenauseaben hat erheblich zueenommen (1975: 25). 01e filr den Verkauf vorge­
sehene Auflage der Tagesze1tuneen lnsaesamt hat sieh in dem beobachteten Zeit· 
raum - zw1schen 1958 und 1975 - zwischen 433 000 und 602 000 bev.egt. Nach 
dem Max1mum 1m Jahre 1971 mit Ober 600 000 Ze1tungen lag die Verkaufsauflage 
im Ourchschntlt der Jahre 1972 b1s 1975 bei etwa e1ner halben M1ll1on Zeitun­
gen. Der Ante11 Schleswlg·Holsteins an der Verkaufsauflage der Taaeszellungen 
1m Bundesgebiet machte Im aesamten Beobachtungszeltraum lediglich 2 '1. bis 
3 '1. aus. 

Nahezu 90 \ aller Haushalte 10 Schleswi&·Holsleln nehmen am Ton·Rundlunk Iei 1. 
01e Veränderung der Teilnehmerzahl von Jahr zu Jahr Ist n1cht mehr erheblich. Ein 
lanetnstlger Veralereh der Zahl der Ton·Rundfunktelinehmer w1rd durch emen 
methodiSchen Bruch in der Ze111e1he erschwert, und zwar dadurch, daß bis 1970 
alle Genehmlaungen gezählt wurden, auch d1e aeblihren!re1en und d1e fllr Z11e1t· 
geräte. Erst 10 den letzten Jahren werden nur d1e gebührenpflichtigen Teilnehmer 
statiStisch ausge111esen. Es IM! Sich aber feststellen, daß zum BeiSP1el1960 von 
687 000 Ton-Rundfunkteilnehmern 26 000 (4 '1.) keine Gebühren zu zahlen brauch· 
len, das he1ßt es gab damals etwa 661 000 gebfihrenplhchtlge Teilnehmer. 01ese 
Zahlist m1t den 817 000 Teilnehmern 1m Jahre 1975 vergleichbar und ze1et, daß 
sfth d1e Zahl der Ton·Rundfunklel lnehmer 1n den letzten 15 Jahren tn Schlesw1g· 
Holstern um ungefahr e1n V1ertel erhöht hat, obele1ch in d1eser Zeltspanne ein 
neues Med1um, nämlich der Fernseh~undfunk, zunehmend an Bedeutung und Ver· 
bre1tung gewonnen hat. 

Im Jahre 1955 gab es m Schlesw1g.fiolste1n 8 000 Fernsehteilnehmer, das heißt 
nur I '1. der Haushalte hatte erne solche Genehm1gr1ng. lnzw1schen übersteigt d1e 
Zahl der gebtlhrenpflichligen Teilnehmer am Fernseh·Rundfunk d1e Grenze von 
dre1 VIertel Millionen. 1975 wurde 1n 80 \ alter Haushalte ferngesehen, das 1st 
e10e Verbreltungsquote, d1e der Ton-Rundfunk als konkuruerendes oder ergänzen­
des Med1um- wer kann das entscheiden - in den 50er Jahren erre1cht hat. 

Ton -Rundtllnk Femaeh- RundfUnk 

'l'e1lnehme..') 

Je 100 Je 100 
1n 1000 Haus- 1ll 1000 Haue-

halt~ halt~mSCD 

461 l!h 
541 219 
591 246 
589 25} 7} 
597 261 76 

605 268 78 8 4 1 
613 272 8o 21 9 3 
fm m 82 }9 17 5 
68T 293 86 80 35 10 
689 }01 88 14} 6} 18 

G!T 298 87 200 87 25 
($6 m 88 256 llO ~ 
716 )')6 88 }2:2 136 ~ 
7}5 Jl2 89 J88 165 117 
756 }18 90 "54 191 511 

}22 87 511 21} 
325 87 570 2}5 
}29 88 616 252 
}J5 88 66J 271 
.336 89 709 285 

7 
87 rn 
87 7" 
8G 7"'7 

}16 86 755 292 

1) dle den B!lohero1zentrel en Flenabw'g und Rent1aburg eng<! cblouen atnd (alao ohne die w1saenachattl1chon llihliot.h ken dea LnndRB, ZUDl 
lle1sple1 Un1 vorsl't.litllb1bl1otheken . • ) 

2) Ea handelt stob um Ergebn1ue fUr e1n~:elno ViertelJahre (19 
19'f} und 19711 : } . Vi ertelJahr) 

bte 1962: :>. ViertelJahr; 196} b1e 1972: 4. V1ute1jahr: 

}) a:o 1. 1 • 11011le tn den 50er Jahren am }1. 1 • - Bis 1970 wurden alle Gen :>wtsungen ge~lt. a eh 41e gebllhre trel und eile ttlr 
Zwei e r liteJ ab 1971 sind nur die gebllhrenpf11cht1 n elln r crfaB 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
30. Jahrgang u",n 1 Januor 1978 

Schleswig-Holstcin im Zahlenspiegel 
Monats- und Vierteljahreszahlen 

1975 1976 1976 i977 

l\lonnta­
durchschnl\1 

Sept. Nov. August Sept. 

8~\olkcrung und l:mt:rh\tätigkt:it 

• Bev!Ukerune 1111 Monatsende 

Naturliehe Bevolke!Ungsbeweauna 
•Ehoe• hlidlungen ll 
• 
Lebend cborcnc21 

• 
Gestorb nc31 (ohne Totg<borene) 

• 
darunter 1m cr&ten Lebensjahr 

1 000 

Anzahl 
JC 1 000 l'lnw. und I ,Jahr 

Anzahl 
Je 1 000 Elnw. und I Jahr 

An&ahl 
je 1 000 Elnw. und 1 Jahr 

Anzahl 
J( 1 000 Lebend eborcne 

l'bcr&cllu der Geborenen -+) oder Gestorbenen (-I Anzohl -
• J" 1 000 Einw. und I Jahr -

Ianderungen 
Ober dJe Land sgr nzc Zugezogene 

•t:ber dJc Landcsgr<n Fortgezogene 

\\ nderungsgew nn (+ l oder _, erlust -) 
Inner :nlb des Landes Umgczo cne 4) 

Anzahl 
nzahl 

An llhl 
Anzahl 

\\ anderunga!IWe Anzahl 
J" I 000 E:in". und 1 .Iaht 

Arbeitslage 

donmter Ml!nner 

Kurzarbe ter 
d runter MllnntJr 

Offene Stellen 
darunter ror .. !Inner 

VIehbestand 
Rindvieh (einschli~l eh Kllber) 

danmter 1Uchk0h 
ohn~ Ammen- und Muttcrkllhe) 

Schwe.nc 
darunter Zuchtsauen 

darunter *trAchtlg 

Schlachtungen von Inlandtieren 
R nder (alme KAlber) 

41KI!lber 
Schweine 

clanmtcr llauaschlochtungen 

• schlachtmengen ~· aus gewerblichen Schlachtungen 
(ohne Gcnogcl) 

darunter Rind r (ohne KAlber) 
Kilb ur 

*Sch"elne 

Owcllschmtlhches Schlachtaewlcht lur 
Rinder (ohn• Kl!lber) 
Killbur 
:Schwe n 

Gelluael 
E 116elc e Brutc er

61 

*Ccnogcillclach 71 

r r l.egehl'nnenk ken 
rar MoathOhnerktiken 

•Mitcllerzeoauna 
darunter n Molkereien und llindler gelle! rt 

Mt1chlolstung Je Kuh und fog 

1 000 
I 000 

I 000 
1 000 

1 000 
I 000 

1 000 

1 000 

1 000 
l 000 
1 000 

I 000 S. 
I 000 St 
I OUO St. 
1 ooo St. 

1 000 t 
1 oou t 
1 000 t 
1 000 t 

kc 
k 
kg 

I 000 
1 000 

1 000 kg 

I 000 t .,. 
k 

I 248 
5,8 

2 024 
D.~ 

2 H9 
12,8 

38 
18,9 

726 -
3,4 -

8 29 
& 7 4 

565 • 
9 770 

21 863 
147 

47 
27 

12 
8 

10 
6 

1 525
8 

SOJa 

I 620 
170 
113° 

35 
1 

212hl 
6 

26,9 
9.2 
0,1 

17,5 

271 
02 
85 

489 
I 014 

838 

186 
93 

12,3 

2 589 

l 205 
5,6 

2 066 
9,0 

2 87& 
12,-l 

34 
16,3 

609 -
2,8 

G llU 
& 47G 

634 
9 495 

21 081 
98 

47 
.l4 

5 
3 

II 
6 

138 

1 GD08 

181° 
123° 

36 
1 

223c 
6 

28,0 
0,4 
0,1 

18,4 

272 
96 
84 

520 
1 115 

802 

190 
94 

12,3 

) v.trd -;on allen Stntlst sclll!ll l.andesämtern 1m "Zablenspte el" verlltrcnUlrht 

2 585 

I 253 
5,9 

2 142 
10,1 

2 449 
11,5 

35 
16.3 

107 -
1,4 -

5 881 
G 436 

555 
10 177 

22 494 
154 

38 
18 

9 
G 

235 
3 

32,8 
13,1 

0,1 
19,4 

277 
97 
84 

543 
1 185 

004 

8 
94 

7,8 I 

2 584 

I 347 
6,1 

1 993 
9,1 

2 576 
11,7 

37 
18,6 

583 
2.7 -

! 583 

892 
4.2 

1 918 
9,0 

2 665 
12,5 

33 
17,2 

747 -
3,5 -

6 873 5 861 
7 Oß3 5 820 

210 + 41 + 
10 264 10 012 

24 220 21 693 
157 149 

44 
20 

2 
I 

8 
5 

51 
1 

236 

33,3 
13,5 

0,1 
19,7 

274 
97 
85 

441 
998 
893 

131 
94 

B,S 

47 
22 

3 
2 

7 
5 

-47 
1 

261 
12 

33,4 
11.8 

0,1 
21,4 

263 
!Ji 
86 

571 
I 107 
1 002 

llU 
94 

9,9 

I) necll dctn I relgnlsort 2) nach der Wohngemeinde d"r Mutter 

2 588 

1 380 
6,3 

2 020 
9,2 

2 518 
11,5 

21 
10,4 

498 -
2,3 -

7 041 
G 153 

888 
12 034 

25 228 
170 

42 
!9 

10 r 
6 

1 867 
102 
126 

37 
I 

240 

21 
30,4 
10,4 
o, t 

19,7 

280 
101 

81 

223 
1 103 

861 

165 
05 

10,4 

2 015 
0.5 

2 314 
10.9 

22 
10,0 

200 
1,4 

40 
IR 

9 
6 

48 
I 

245 
3 

33,5 
13,4 

0,1 
19.0 

280 
87 
82 

112 
I 076 

891 

133 
05 

B,G 

Okt. 

44 
20 

2 
2 

8 
G 

53 
1 

254 
5 

35,0 
14,3 
0,1 

20,5 

2RO 
102 
82 

201 
1 051 

906 

1431 
96 

9.0 

Nov. 

47 
22 

3 
2 

7 
5 

51 
I 

244 
10 

32,5 
13.1 

0,1 
19,2 

2'i1 
100 
82 

IM 
1 1:!5 

081 

158 
95 

10,2 

3) nach der \\ohngemelnde des \erstorbenen 4) ohne Innerhalb der c.emcmde Umgezogen•• 
5) elnschlll'ßlich Schlachtfette, jedocll ohne Innerelen 6) ln Betrieben mit einem Fassungsvumögcn von I UOO und mehr Eiern 
7) aus Schlachtungen lnlAndl•c.hcn Geno els m :>chlnchtt:reten mit elnf.!r Schlachtkopnzitllt von 2 000 und mehr Tieren lm Monat 

n) Dcz..mber b) Wlnterhalbjnhr 1975/76 10 cl \\mterhalbjahr 1976 77 • 8 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 

I ndu,tric und Handwerk 
Ve1arbeotende tndustne"' 

BcschA!tlgtc (einschließlich tätiger Inhaber) 1 000 
darunt< r • \rbclter und gcwerbhch Auszubildende 1 000 

Gcl.,lsttt• •• Arbeit< r·stunden 
Löhne (br-utto) 
<tllh!ilt<'t' llJrutto) 

\uftrags• u1gnng 91 
ausg<'wlihlt"r \\ u·tsdonftsz"e1gc 

darunter \udnntl 

I nJsa• (otuw ltnsatzstuut"r) 
cl.>rtlll!• r \uslundsumsntz 

as 

II er uc 
llel l 

1 

'• n \t rbt uc.h 

~~ 'n "' • u mg (mdustrlcllt 

ln '\ c.h. • thuUt a. Jh."tt NeUOJUflc. uktton 
(\Oll t\.lat Uth I UIU t •t'}JI fißl kt:.•lft:ll bt.: r·einigt) 

( '' N 11 I l lodlltUrJt 12 I 
Bt•l h u 
c uudfltnff· und Produkttonsgtlt"rlrnlustrll1 

qlllltonsgüt• ruulusu·le 
~ • rl r ud slt(l urlndustrr" 
Nnhru - und c,cnutlnalltelindustrle 

au \: rd• 1n 
Pr·oduk .onb nd<X fUr d1e Haurndustrte 

Handwelk Mdulll .. l, ohne hand\>crkl.iche 1\:ebenbctrleb 

(e nschllcßlrch Uitlger Inhaber) 

I 000 
Mm. ni\1 
1\llll. IJ\1 

MtU. ll\1 
1\lill. IJM 

l\1111. ll\1 
M!U . ll\1 

1 0001 SKJOl 

3 
Mtll . n'a 
MU. ~ 
Mlll.m 

I 000 I 
1 000 I 
I 000 I 

1\hU. kWh 

1\ltU kWh 

l!l70 100 
I:J7U I UO 
197otloo 

1970 ~I 00 

1970 100 
197o a 100 

1970' 100 

Vrcrtclj:.hr·es) 30. 9. 1970 t 100 

Ur "a z (<' nschli11ßhch lcb.-..·<·rtateuerl VJ.-0 19701100 

lru 'r• <'11!.'1111~ UH'Il\10) 

c •·b• nurh (eonschllel!lrch \: •rluste) 

Gau ''U!."-tnll (bt'\JIIo)
111 

BauhauPtee l'lt~be •••c~ , .. Tallltt~eml llodlluedllt•ll" 

ltll k\\b 

Mlll. kWh 

111111. m
3 

197S 1976 

Monals­
durchschnall 

112 
74 

106 

124 
107 
107 

89,6 

141,1 

295 

017 

G 

164 
117 

18 116 
224,7 
123,7 

I !138 
356 

21 

21,5 
4,3 

17, 1 

82 
17 
G5 

180 

35 

119 
70 

I 1$ 

125 
115 
117 

91,7 

149,8 

5 

Sept. 

166 
119 

19 193 
226,5 
118,1 

2 181 
449 

14 

23,2 
4,ü 

18,6 

77 
13 
64 

1:: I 
I 

1251 
68 

126 

129 
124 
122 

94,6 

1&1,1 

3 

1976 

Okt. 

166 
119 

19 076 
221,5 
117,3 

1 993 
331 

19 

19,1 
4,4 

H,8 

93 
18 
75 

200 

41 

127 
64 
12~ 

132 
128 
123 

5 

1977 

::"oo.·. August Sept. 

165 
118 

19 045 
279,2 
157,4 

2034 
32S 

13 

24,8 
3,7 

21,1 

96 
20 
75 

198 

50 

131 
67 

122 

139 
133 
130 

5 

165 
I 18 

15 217 
258,1 
130,7 

874 
215 

166 
llO 

18 091 
241 , 9 
129,7 

970 
235 

I 715 2 090 
272 311 

26,7 
3, 3 

23,4 

62 
10 
53 

28,4 
s.s 

24,9 

74 
15 
59 

182 
I 
I 

158 

28 321 

98,1 

168,9 

2 3 

Okt. 

166 

1191 
18 585 
234,4 
126,3 

I 

I 
1 os6 1 

255 

~ov. 

165 
118 

18 670 
304,8 
177,9 

970 
242 

2 2021 2 183 
554 528 

36 39 

31 , 7 
3,2 

28,5 

82 
16 
67 

196 

39 

24,6 
3,2 

21,4 

91 
19 
73 

l97 

46 

5 

Busch 11 < (einadwel3llch Ull.gcr Inhaber) Anzahl 50 744 51 98$ u3 934 53 380 52 322 53 541 54 091 54 037 53 324 

C. l~astet< Arbeitsstunden 
darunter fUr 
\\ohnungsbaulen 
gc" "rbllc.h~ und Industrielle Bauten 
V erk hra· und örfentllcbe Bauten 

Löhne (brultc.) 
Gehlill•r (brutto) 
Bnugew<rbllchcr Umsatz (obne Mehrwertsteuer) 

1 000 

1 000 
1 000 
1 000 

lllill. DM 
MIU. UM 
'liJll. Dl\t 

G 557 

2 664 
1 121 
2 $35 

84,0 12,1 
268,4 

l "ll'd von allen Siallallsehen Landcslimlern tm "Zahlensp•egel" v~rM!tmtltc.bt 

G 546 

2 905 
1 087 
2 234 

87,6 
12,9 

296,8 

8 215 

3 582 
I 218 
2 961 

109,0 
12,6 

430,9 

7 788 

3 477 
I 203 
2 668 

106,1 
12,7 

360, 4 

7 441 

3 346 
1 177 
2 542 

107,0 
16,0 

395,2 

5 373 

2 219 
889 

2011 

83,7 
13,9 

317,1 

7 776 

3 564 
1 178 
2 640 

108,5 
13,6 

361, 1 

7 524 

3 372 
1 152 
2 619 

106,8 
13, 5 

354,6 

BI Belriebe rnlt lnr oll •emelnen 20 und mehr BcschAfUglcn; elnschlJ.,ßlJch ßergbau, aber ohne öfrentliche Ent>rgie- und \\ as&erversorgung 
und ohno Bnuiudustrle. !J1e f'rgebnlsse ab Januar 1977 sind mit de11en aue fr·Uheren Jahren 1n!olge ErnfUhrung eines neuen Kon.epls nur 
bedingt verglokhbar·; soehe hierzu sowie bezOglieh der ve rwendeten Begr-Iffe eile Vorbemerkung<'n zum Stalletlachen Ber1cht E I I 

9) Betrieb" mit tm nllgeme1nen 20 und mehr Bcschllltigten 
10) e1ne I Stelnkvhlu-Einheit (SKE) • 1 1Steinkohle oder -brlketts • 1,03 l Sternkohlenkoks • 1, 461 Braunkoblenbrlkella • 3, 85 l Rohbr aunkohle 

II) um t rechnet auf emcn Heiz" crt \'on 8 400 kca1/m
3 

121 obne ö!Ccnt!Jche En• rgleWlrtscbart und ohne Baulnduatrle 
13) 1975 und 1976 ohne Fnrtlg1ealbau und Bauhillsgeworbe 

6 802 

3 102 
99& 

2 426 

111,2 
18,1 

391,4 



noch: Monats- und Vicrccljahreszahlen 

1u n• I 1976 1976 1917 

Monats- Sept. 01<1. Nov. August Sept. Okt. Nov. 
durc:hsc:hnltt 

noch: Bau\\ irt:S(haft und Wohnungswesen 

Ba112enehm1Jungen 

•\\ ohngcbl!udc (nur Neu- und Wiederaufbau) Anzahl 721 936 936 805 721 I 136 1 251 1 029 879 
darunter ~II 1 und 2 Wolmungen An2nhl 679 899 895 786 677 I 086 1 219 976 850 

'"umbautcr Haum 1 000 ~ 658 761 766 590 627 963 990 912 7i8 

•Y. ohn!llche 1 OQO m 118 134 134 103 III 162 171 156 121 

•~ich\wohngebllud" (nur Neu- und \\iederaufbau) Anzahl 181 168 20~ 207 153 188 1!1!J 193 193 

"'umbauter Haum 1 OUO nr1 689 579 668 610 475 506 506 556 795 

•Nutzfilchc 1 000 m2 1:!2 106 127 114 91 98 !II 97 144 

\\ ohnung~n inagesamt (all" Raumaßnahmen) Anzahl I 133 1 437 I 466 I 071 I 202 I 734 I 652 1 702 I 305 

Baufertltstelluneen 

Wobnungen 
141 

Anzahl 1 634 I 32i 564 811 832 723 666 938 1 030 

WohnrAume Anzahl 7 264 6 221 2 694 3 i71 4 262 3 464 3 HO 3 973 5 065 

ILtmld unJ Ga'l~n\ahl· 

Ausfuhr 
•Ausfuhr Insgesamt 1\lill. llM 411.7 I 449,5 465,1 425,2 4 51,1 3351,2 425,6 729,0 ... 

davon GQter dur 
•Emlihnmgsw!rtschaft f.llll. llM 52,41 56,3 54,7 63,5 60,4 54,3 70,7 72,4 ... 
*g~wcrblichen Wlrtscha!t 1\hll. DM 359,3 393,1 410,5 361,7 390,7 284,9 354,~ 656,5 ... 

dovon •H hatolle 1\Hll. UM 8,5 9,ti 10,6 11,0 12,4 6,5 8.7 9,8, .. 
Halbwaren M 11. 11M 33,9 J1,6 27,4 35,6 27,1 21,9 32,4 34,8 ... 
Fcrlll:"aren ~I 11. Ul 317,0 352,1 172,5 316,1 351,2 256,4 313,8 Ul1,9 ... 

davon •VorcrzPUgnlsse ~lill. ll~l 23,0 28,7 27.7 29,3 :l0,8 25,7 27,2 29,4 ... 
•Enderzeugn1ss" i.ll. 1)\l 294,0 323,4 344,8 285,8 320,4 230,7 28G,G 1>82,5 ... 

nach ausgewählten Verbrauchslindern 

EG-Lilnder Mdl 0\ 166,7 189,8 1~6.':' 175,7 184,8 142,0 190,0 187,4 ... 
darunter Italien Mll ll\1 18,5 19,5 18,9 21,0 21,7 17 ,:; 18,6 19,4 ... 

Nu.-derlnnde 111 11. IH1 36,8 36.7 3·1.1; 36,1 38,0 32,4 36,7 50,5 ... 
Ulnemark 1111 DM 40,5 48,1 51,5 39,3 43,0 34,0 50,4 35,ii ... 
Großbritannien Mill. 0\ 29,5 36,4 23,':' 28,7 27,3 23,8 30,0 25,9 ... 

Einzelhandelsumsatze MtiUll) 1970 ~ 100 158,2 172,6 r 166,9 r 172,3 186,8 181,8 184,2 187,1 ... 
Gastae'lletbeumsätze Mc!ullll 170*100 152,7 158,8 r 177,0 r 147,0 116,7 257,5 190,3 1~.9 ... 
Fremdenverkehr 10 159 Benchtsee~~~e1nden 

F remdenn.• ldunGtm 1 000 243 247 285 191 on 516 291 p 193 ... 
darunter on Auslandagilsten 1 000 19 19 22 16 II 33 22 p 17 ... 

•FremdenQbernachtunt"n 1 000 1 906 2 040 2 328 956 362 G 212 2 296 p 940 ... 
darunter OVon Auslandsgllltcn I 000 38 40 -!G 34 2J 78 45 p 38 ... 

\\·rkc:hr 

Seeschlffahrt '" 

(oUtercmpfnng 1 000 t I 074 1 103 1 108 I 176 1 239 ... ... . .. 
G\ltenerannd 1 000 I 401 442 457 408 j 459 . .. .. ... 

Bmnfllstluflalrt 
*GOterempfang 1 oon t 202 190 171 161 204 199 22G 204 192 

• GUterversand 1 000 t 244 242 301 278 251 289 241 22~ 242 

Zulassullien falmkneue~ Kraftfahrzeuge An:r.ah1 8 125 8 861 8 491 8 280 8 093 6 506 8 9~5 8 943 ... 
darunter Kra!trlder lcmachli.,ßlich Motorroller) Anzal1 123 170 108 57 33 165 110 70 ... 

*Peraonenkrartwa~:en 16) Anzahl 7 326 7 888 7 596 7 471 7 376 5 661 8 016 7 998 ... 
•l.astkraftwagen Anzahl 293 393 371 378 379 293 373 431 ... 

Straßenverkehrsunfalle 

Un!lllle mit Personenschaden Anznhl I ~65 1 476 I 641 1 374 1 662 I u46 I 614 p 1 602 p 1 i20 

•Getötet" Pl!rsonen Anznhl 67 49 39 50 n 65 76 p 64 p 75 

•v erletzte l'eraomm Anzllhl I 808 1 932 2 005 I 757 2 086 2 102 2 098 p 2 093 p 2 220 

•) wird von alltJl Statlslischcn Landealmtern Im "Zahlcusp>egel" verOHentlicht 

14) Zlmmt'r mit 6 und mehr m 2 FlAche und alle KOchen 
15) ohne f.lgengewlchte dl'r als Verkehram>t!el•m Fihrverkchr trnnsporUt>rlNI F..taenbalm- und Straßenfahrzeuge 
16) einschlleßllc:h Komb natlonskra(twagen 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1975 1976 1976 1977 

Monats- d) 
durchschnitt Sept. Okt. Nov. August Sept. Okt. Nov. 

Gehl und Kredit 
Krechte und Einlagen m 

•Kredite 18) an Nichtbanken msgesamt 
(Stand am Jahres- bzw. Monatsendei MW. DM 28 088 32 062 31 223 31 504 31 695 34 489 34 974 35 255 35 832 

darunter 
..:rcdlle 18) 11n ln11ndiaehe ~.:ichtbanken MIU. UM 26 542 30 194 29 350 29 631 29 813 32 407 32 904 33 188 35 390 

<11<urdr1atlge Kredite (bla zu 1 Jnbr) Mlll. llM 5 056 5 476 5 588 5 627 5 528 5 485 5 810 5 829 5 775 
•on l n1ernehmen und PrivatpE-rsonen MIU. DM ~ 929 5 40~ 5 378 5 412 5 202 5 433 5 769 5 771 5 716 
•an öffentllehu Haushalte t.IIU. l>M 127 72 210 216 236 52 41 119 60 

•nuttclfrlatige Kredite (1 bis 4 Jahre) Mlll. UM 2 540 3 159 2 997 3 034 3 070 3 <184 3 504 3 521 3 652 .,Ul l n1cz·•u hmcn und l'rlvatpursoncn llfiU. DM 2 15G 2 707 2 516 2 553 2 613 3 006 ~ 034 3 061 3 067 
•an llffcntlichc llaushaltl' MlU. DM 393 452 481 481 456 478 469 460 584 

$Jancfrlstlge Kr"d•te (rnehr als 4 Jahre) Mlll. J>M 18 937 21 558 20 764 20 970 21 216 23 438 23 691 23 838 25 963 
•an Unternehmen und Privatpersonen M1ll. DM 15 378 17 089 16 555 16 714 16 860 18 418 18 622 18 843 19 091 
•an öf(eniliche Haushalte MiU. DM 3 559 ol 41l9 4 200 4 256 4 SS6 5 020 4 969 4 995 5 02l 

Einlagen und aur~:enomrncnl' Krl'd te
18l von Nlchtb:ulken 

(Stand ll.lll 1 ahres- bz". lllon tso.:nd<!) IIU. 22 147 24 233 23 484 23 657 24 004 25 588 25 553 25 791 26 222 

:Sl(htelnlac<·n und 1 cnnln e1der II 428 12 528 12 3114 12 474 12 '769 13 715 13 641 13 794 14 161 
on Unternehmen Wld Prh-a persooen 7 244 8 046 7 980 8 034 8 297 ll 103 9 022 9 196 9 579 
Oll 6Hcntlichen llauehalten 4 184 4 493 4 373 4 440 4 472 4 612 4 619 4 598 4 581 

«spn reln lagen 10 719 11 705 11131 11 183 11 235 11 873 11 912 11 998 12 062 
bel ::;parkaasen 6211 6 719 6 415 6 443 6 459 6 765 6 789 6 833 6 864 

OGutschrl(tt!n nur Sparkonten 
(einschließlich Z!nsgutschrlrtcn) Mill. DM 611 589 478 474 1149 585 533 514 539 

•Lastschriften lluf ::;parkonten M1ll. DM 439 509 459 423 513 502 495 429 476 

Zahlunasschw•er•akellen I 
Kunkurti< (<l"or!ne!< und man els Masse abgel<hnte) Anzal1l 26 35 42 21 37 15 25 

.~~I 
::14 

\ •·r.:le•chs\ • •·(alu·cn Anzahl 1,7 0,3 1 

\\ echsc~prot•·ste (ohne ulc bcl der Post) Anzahl 376 281i 210 I 299 270 268 2511 
• \\ echsclsumn1•'* Mlll. DM 1,6 1,6 1,4 1,6 1,5 1,2 1,0 

Steuern V>erteljahres- 3. Vj. 76 3. VJ. 77 
Sleue~aulkommen nach de1 Sleuerart 

durehechnltt 

oa rnt lnschaftast< uern Mill. DM 1 302,li 1 451,6 I 387.4 1 652,1 

•StC1lern vom lnkommcn Mill. 0!\f 992,7 1 112,3 1 064,8 1 286,4 
•Lohnsteuer 19) MUI. 1)!\1 G55,7 727,3 726,7 793,8 
Overanla e Einkommensteuer Mill. DM 265,4 303,3 274,5 375,4 
nichtveranlagte Steuern •om Ertrag Mill. DM '1.1 10.2 10,8 8,7 

•KOrperachaftateucr 19) Mill. D!\1 64,li 71,5 li2,8 108,5 

~teucrn von Umsat MUI. DM 309,8 339.3 322.6 305,7 
•Un satzS1eucr MIU. I>M 21'7,1 231.4 217,8 262,6 

E ln(uhrumsatzs euer Mill. DM 92,7 107,9 104,8 103,1 

•DundesstL'ullm Mlll. DM 103,6 121,9 98,:! 105,0 
•zolle M1ll. l.lM 0,5 0,8 0,8 0,8 
•Verhrauchsteuern (nhne Blersteuerl MIU. UM 91,4 105.8 87.2 SG,li 

I,andeellteue• n II! lU DM 95,7 107,7 104,7 112,8 
overmögenateuel 1\till. DM 19,0 20.2 17,9 28,4 
•Kraftfahrzeugsteuer Mlll. 11M 56,3 60,1 58,7 59,0 

Bu rlii<'U~ r MUJ. DM S,O 3,3 4,3 5,1 I 
Gemeindr.•teuern 

201 
M 11. 01\1 208,7 231,4 236,0 278.7 

• Grundsteuer ~ 1 
Mlll. DM 7,0 6,11 7,0 7,1 

•Grundsteuer B ) M1ll. DM 31,4 41,6 44,4 43.7 

•Gcwerbesteue r 
naeh Ertrag und Kapital (brutto) Mlll DM 134,2 142,5 142,7 187,6 

•Lohnaumrnenateuer Mtll, DM 18,6 19,2 19.5 20,5 

Steuerve~tellun&auf d1e Geb•etsll&perschallen 
OS!t uerelnnnhmcn dc& Bundes M•U. DM 733,8 826,8 772,5 908.1 

•Anteil an d<•n Steuern •om Einkommen MIU. DM 390,7 <143,3 424.3 517,7 
•Antcl1 nn den Steuern vom Umsatz Mlll. DM 211,-1 234,1 222.6 252,3 

• ~ntell an der Gewerbesteuerumlage Mlll. UM 28,0 27,5 27.3 33,2 

OSteuereinnahmen des Landes Mlll. DM '187,8 835,8 822,1 979,6 

•Anteil an den Steuern vom Einkommen Mill. OM 463,6 515,0 490,7 :I 593,8 

•Anteil an den Steuern vorn Un•san. Mlll DM 180,6 185,6 199,3 239.9 
•Anteil an der G.,werbesteuerum1age ~IIU. DM 28,0 27,5 27.3 33.2 ., 

•Steuert~lnnlihmen der Gemeinden 
und C"ft!meindcverblnde 1\IW. 1>1\1 293.9 329,6 319,8 366,8 

*Gewerbesteuer 22 

:I nach Ertrag und Kapital (netto) ) MW. DM 78,2 87,8 87,8 121,4 

•Anteil Rn der t,ohn- und vcranlagtm 
138,7 Einkommensteuer Mlll. OM 141,2 I 52,9 154,4 

Fußnoten 111 ehe Rllckseit e 



Schluß: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1975 I 1976 1976 1977 

Monata· 
Sept. Okt. ~'>ov. August Sept. Okt. ' Nov. 

durchschnitt 

Prci~~ 

Prersmdexzlffem Im Bundeseebrei 

Einfuhrpreise 1970'100 142,3 151,8 153,4 151,5 151,6 151,8 161,9 150,9 ... 
Auafubrprelso 23 

1970. 100 136,5 141,7 142,8 H2,2 141,8 143,8 143,7 143,5 ... 
G~mdstoffpre!se l 1970 I! 100 137,7 140,8 149,0 148,5 148,3 148,2 148,1 147,6 ... 
Erzcugerpr·eiae 231 1970 tJOO 135,5 140,8 142,31 142,4 142,1 144,7 144,6 Industrieller Produkte 

23 
144,7 144,5 

1nudw!Mschaftllcher Produkte ) 19702100 133,2 149,0 149,7 148,:1 p 148,1 p 144,5 I' 143,7 p 142,5 ... 
•Prl!isimJex COr· \\ ohngebllud~. 

Raulc.lstungen 11m Geblude 241 1970liOO 138,9 143,7 145,7 1112,!1 ... 
Ernkaufsprehe lMdwlrtschartllchtr 
Bctrlr.bam•ttel (Ausgabeninde><) 23) 10701100 1~8.7 147,8 14(1,4 1<19,3 1~9.0 p 150,6 151,2 150,1 ... 

f lnzelhandelsprelse 1070! 100 133,9 139,0 139,1 139,4 140,0 1H,6 144,5 144,8 145,0 

•Prelslndex der Lcbcnsha1tung
251 

Inscesamt 1970 t 100 134,7 140,8 141,4 141,5 141,8 140,9 146,7 146,9 H7,1 

darunter fOr 
Nahnrnga- und Gcnußmlttcl 1070 6 100 130,1 136,8 136,4 136,2 136,9 144,6 143,5 143,1 142,9 

Kleidung, Schuhe 19701100 136,3 140,9 141,8 142,6 143,3 147,6 148,6 149,4 150,1 

\\ ahnungsmieten 19709100 133,2 140,0 140,9 141,2 141,6 145,3 145,6 146,0 146,3 

Elcktri:tit4t, Goa, ßrennstofrc 1070 t 100 165,5 176,4 177,3 177,9 176,3 177,3 177,0 179,0 179,3 

übrige \\ aren und 0 enatlelsttmgo!n 
fOr die llaushaltafUhrung 11!701100 131,0 135,& 135,7 136,1 136,6 140,6 140,1 140,8 141,'1 

l.uhnL· unJ G~haltcr 161 

Arberter rn Industrie und Hoctr und Tiefbau I 

ßruttowochen\'t!rdJt!.ll&te 
•mllnnhchf• ArbeJier lJ~! 448 482 4~0 .I 529 

rlanmtur •F charb~lter [)~f 473 501 522 554 

"eibltdlll Arbeiter IJM 291 315 323 ·I 346 
darur tur Olhlfsarbetter DM 270 30.1 313 335 

Bruttostundenverdlenalf' 
eml!.nnUc:he Arbeltc.r Dl\1 10,49 11,21 11.~6 12.24 

darunter f acharbe1ter DM 11,00 11,77 12,02 . 12,81 
'"welbllchc Arbester DM 7,15 7,84 7,94 8,51 

danmter llilfsarbelter D 7,00 7,57 7,67 8,23 

Bezahlte Wochenarbenazeit 
mlnnl ehe Arbeiter Std, 4",7 42,9 43,5 43,2 
willbUche Arbcuer Std. 39, !1 40,1 40,7 40,6 

Anaesfeflte, Bruttomonatsverdienste 

1n tnduatrtc und !loch· und Tiefbau 
Kaufmllnniacbe Angestellte .I emlnnllch IJM 2 39& 2 sss 2 599 2 763 

•weiblich ll:l.t I G34 I 750 1 783 1 915 

Teclmtsch" \ncustellt" 
~>llnnllch DM 2 596 2 753 2 802 2 11861 

~tlbllch DM I 603 I 704 ·I 1 733 I 838 

I 
m Handel, Kredit und Versteherungen I 

Kau!mllnnlsche Angewt11llte 
*rnlinnlicll UM 2 1193 2 240 2 278 2 424 

... ('!blich UM 1 367 I 480 1 504 I 621 

Techmscha Angestellte 
mllnnltch UM 2 267 2 255 2 2S8 2 4G7 

weiblich IJM 11 6471 11 613) (1 654) (I 717) 

1n Industrie und llandl'l zuummen 
Knufmllnnlschc Angcatt:lltc 

mllnnllch DM z 11J4 2 341 2 382 2 537 

weiblich 01\1 1 440 1 ~54 1 580 1 703 

TeebtUsche Angestellte 
mlnnllcb OM 2 564 2 716 2 761 2 0&2 

weiblich 01\f 1 601 1 700 I 731 1 834 

•I wird von nllen Stattstlec:hcn LIIJldesll.mtem un "Zah1cnaplegel" veröf!entl cht 

1'1) U1e Angaben umfassen die in Schles..,lg-llolstoln gelegenen Nledcrlossungen der zur mona1llchen ßllnnzstaUatlk berichtenden Kredttllllllltute; 
ohne l.andeazentralbuk, olme d1e Kredltgenouenac:haften (Ral!!elscnl, deren flllanzsumme am 31. 12. 1972 weniger als 10 Mill. DM betrug, 
aowie ohne die Postscheck- und Postsparkassenämter 

18) einschlr~ßhch durchlaufender· Kred te 
20) Grundsteuerbetelllgungsbetr4g" abgeglichen 

221 nach Abzug der Gewerbesteuerumlage 
24) nur Neubau 
26) EffektiV\ erdlllß&te 

d) Be11tandsUlltlen ber Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 

19) nach ll~rOcl<slchtlgung der Bln11ahmen und Ausgaben aua der Zerlegung 
21) emachlleßllch Grundsteuerbelhilfen fOr ,\rbclterwohnstlltlen 

23) ohne Umsatz(Mehrv. ert)steuer 
25) für alle privateil Haushalte 



Jahreszahlen A 

erscheint im monatlichen Wechsel m11 B 

Bevölk c rung Im Erwerbsleben UIU&e Personen 
1 

Eln\\ohn•r 11•1rata- Geburten- Sterbe-
V.ande- produzle- llandel 

Jnhr (Jahres-
lns- DICßlit· 

zlffcr zlffer :r:lffer 
rungs- rendes und 

m ttel) gl'rYilnn 
gesamt a .... erbe Verkehr 

lefatungen 

ncn 

•n 1 000 Je 1 000 in 1 000 in I 000 

1972 .!. 554 6, ·1 11,5 12,8 3 24 I 006 85 305 317 

1973 2 !\7:1 !\,~ 10,3 12.6 ü 22 I 017 75 3117 333 

1971 2 !\83 !\,8 \1,9 12,.; 1 II I U01 65 3118 336 

I 97 2 511-1 5 ,11 9,4 12,11 0 7 994 66 356 353 

I ~7G 2 r,us 5,6 O,G 12,4 7 8 1 009 76 304 347 

Volkeeinkommen 

l'etto-
' ·r·und 

Jahr II up -
m t Inlands-

und 
ll.al- Gynuus un 

\\cnlgt>r mtt mll 
produkt 

s, nd r -
s hulen als Haupt- mittlerem 

mit 

11chu lcn J 
Haupt· scbul- Absehluß 

Abitur MUl. UM 
schul· abs(l:lluß 

rote 
in in 

abllchluß 1n '1o t.IIU. DM tlll. UM 

1'172 2 2 hl GO .!2 43 24 11 28 547 10,1 18 Ba4 21 924 

117! loo (oll 65 20 42 27 11 31 418 10,1 19 616 24 069 

I 171 'Ii• 7J.. 69 17 311 32 13 33 ll50
8 

7,1: 19 789
8 25 598

8 

1'17 ) .fil 77 79 35 946
8 G,a 19 579

8 27 210° 

I 'Jih 2h11 8 75 38 812
8 a,o• 20 395

11 

Land\< lrtacha!t 

Kubmtlcherzeugung Ernten in 1 000 1 

kg 
I 000 I Je Kuh 

und Jalu' 

Zucker-
Gctreid Kartoffeln r!lbcn 

1 ~21 5 012 386 2 756 2 137 4 381 I 670 264 611 

I 4U! "746 415 2 661 2 166 4 323 1 710 242 628 

I 117 "300 481 2 815 2 I!IG "397 1 929 298 637 

1~7~ 52. 4 280 .CGO 2 763 2 <~34 "477 1 853 159 735 

1~76 560 >1 3 4 450 -188 2 913 2 276 oC 478 1 737 109 813 

Verar buitendu lnduslrie
6

) Bauhoupt-

f-

! 
! Umaatz7 ) Energlevetbrauch 

ce'Acrbe 

II< &chäf I<' Arbe ter-
(.lbhr·< sm Uel) stunden LOhne l Gohllt<r 

Produk-

Ja r Auslands-
Kohle llelz01 Uons- Hescb&f-

lns~;~>snmt I Arb• tcr 
1 
inagesamt t Index tlgte 10) 

umaa 2- I 000 t Insgesamt achwer 9) llffi 30.6. 
n Brullosumme SKE 1970~100 

n 1 000 
Millionen in Mlll. DM Mlll. DM 8) I 000 I ln 1 000 

1 72 188 
I 

139 267 2 231 1 020 15 2n 2 399 2-1~ I 1 142 897 108 63 

1973 187 138 267 2 503 1 170 17 234 2 904 332 1 201 952 116 63 

1974 187 136 256 2 738 1 359 20 285 3811 380 1 152 932 119 57 

1975 177 127 232 2 704 1 464 20 G08 "243 240 978 768 113 52 

1976 171 123 228 2 822 I 632 22 331 4 336 238 I 006 791 119 54 

I) Ergebnisse der l.,._l\1ikrozcnsuserhebungcn, olule Soldaten 
2) ohn<• integriert• Gcsnmtschulcn, und :r:war 1972 rund 800 SchUler, 1073 rund 1 250 Schnler, 1974 rund I 600 Schiller, 1975 rund 2 000 SchUler, 

1976 rund 2 300 Schiller 
ll ohne ~'""""" und Muttur kUb• 

4) ohne frut·, Perl- und z,.erghühner 

5) ge\\ • d>lldH.! und l!all8B~hladllungl'n, einschließlich des llb• rgeh•etil< hcn Vereandea, ohne übergebietliehen F:mpf11ng 
6) Helriebe mit im ullgemelm'11 10 und mehr ßeschiHUgten (monatllclle lntlustrlubcrichteratattung); ohne Energie· und Waascrversorgung und ohne 

Baulndustrll', 1976 vcwllluflges Ergebnis 

7) ohnl! I msatz ln llandc1s·,are, otme Erlöse aus Nebcngellchllflen Wld ohne Umsatzsteuer· 
8) Umrechnungsfaktor !Ur Stetnkohlc-Einhetl (SKE'): Stemkohle und Steinkohlenbriketts 1,0, Steinkohlenkoka • 0,97: Braunkohlenbrli<ella • 0,69 

0) arb<•llstllglich 1 0) einschließlich unbezahlte I mithelfender FarnUienan~;chörlger; 1976 einschheßllch Ferllgtetlbau 

n) vorlllu!1gc F:r&;o:bn!SBe: Stalld Mlln 1977 



Kreiszahlen 

Bevölkerung am 31. August 1977 
ßevlllkerungaveränderung Kraftfahrzeugbestand 

Im August 1977 aJn 1. Juli 1977 

KREISFREIE STADT Veränderung gegenOber Oberseiruß Wandc- ßevOlke-

Kreis 
der rungs- runr•-

insgesamt Vormonat I 
VorJahres- Geborenen gewinn zunahme Insgesamt Pkw2 l 
monat I) oder oder oder 

Gestorbenen -verlust -abnahme 

Ul 
.,. (-) (-) (-) 

FLEJIOSBURG 90 612 - 0,1 - 2,4 - 32 - 32 - 64 30 392 27 811 

KlEI. 256 824 + 0,0 - 1,2 - 85 133 48 83 312 76 477 

1.( BECK 228 474 - 0,1 - 1,1 - 112 - 113 - 225 71 370 G4 967 

NEUMCNSTER 83 2118 - 0,2 - 1,1 - 19 - 126 - 145 30 078 26 974 

D•thmarachcn 130 217 + 0,0 - 0,3 - 48 91 43 53 400 42 156 

llzgt. Lauenburg 152 274 + 0,0 + 0,3 - 38 68 30 56 505 48 557 

Nord! rie slnnd 161 717 - 0,0 - 0,2 - 19 8 - 11 66 614 53 712 

Osthols1 eln 188 371 + 0,0 + 0,4 - 60 68 8 69 613 59 256 

Pinn berg 255 284 + 0,0 + 0,5 - 2 59 57 97 178 85 506 

PIOn 114 741 + 0,1 .. 0,7 17 45 62 47 054 39 496 

Rendsburg-Eckern!Orde 239 838 + 0,1 + 0,9 - 52 216 164 94 H7 78 740 

Schleaw1g-r,<nsburg 178 113 - 0,0 + 0,3 - 12 - 26 - 38 73 940 59 303 

Segebcrg 199 623 + 0,1 + 1,7 18 212 230 84 068 71 997 

Steinburg 129 707 + o.o - 0,2 - 28 H 16 51 023 41 580 

Stonnnrr• 1 i8 732 + 0,1 + l,i - 26 241 215 69 804 61 399 

Schleaw1g- Holstein 2 6117 825 + 0,0 I .. 0,1 - 498 888 ~90 979 098 837 931 

Verarb<'itende lndustrie
31 

StraDenverkehrsuntlllle 
nut Personcnschadtn lm No\ o.>mbcr 1977 

(vorlluf•ce Zahlen) 

KRE:ISF RElE STADT 
t.:msatz4l 

Kr ls Betriebe Beschi!Ugte Im 
Gctl5tetc5) am am Oktober Unf!Ule Verletzt e 

31. 10. 1977 31.10. 1977 1977 
Mall. DM 

FLENSBURO 48 

I 
8 764 I 101 58 - 84 

KIEL 97 25 668 400 145 4 178 

L(BECK 104 25 132 222 162 6 18S 

NEUJ\10:-:STEH 50 9 941 68 67 3 76 

I 
lllthmnrschen 4:'1 5 525 168 94 8 123 

llzgt. Lauenburg 68 7 986 66 93 5 117 

Nordfriesland 23 2 566 53 107 5 136 

Ostbols ein 48 5 022 73 122 s 176 

PIJUlcbcrg 153 21 081 228 187 10 219 

Pl n 30 2 337 27 65 2 av 

Rendsburg-1 ckern!Cird<: 80 10 088 119 157 4 212 

Scltleawlll• Flenabur 43 4 261 87 106 6 155 

Segebtrl! 126 13 282 152 143 3 197 

::itclnbur 70 II 892 156 105 10 139 

Storrnarn 103 14 433 281 109 6 143 

S<h1eswl -llolateln I 088 I JGS 978 I 2 202 1 720 75 2 220 
g 

II nHdo dem C:eb1etssland vom SI . 8. 1977 
2) etnachlael!hch Kombinationskraftwagen 
31 Betriebe mit 1m nllgcmelnen 20 und mehr Beschtlftlgten, clnsch1. B<l rgbau, eher ohne tlffentliche Energ•e· und Y. B88Ct-versorgung 

und ohne Baulndustr>e 
41 o!Ule Umaatzstrucr 5) elnschlleßllch der Innerhalb von 30 Tac~n an den Unfallfolgen v~rstorbenen Personen 

Aumerkung: Eine nuaflilirllche Tabellc mit 136 Kre1szahlen, die von allen StattaUsehen Landesämtern &ebracht ,.erden, ~>rechelnt in Heft 5 u. 11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevalkerung Kuhmilcherzeugung 

• Vlehbeatl.nde 
am 30. Jum 1977 

Orfen" 
im Oktober 1977 

Stellen 

Verl.ndenmg am darunter Schwe1De 
R1nclvieh am 3. 6, 1977 

t.and gegenOber 31,10. insceeamt nn kg Mllchktihe 
1977 Je Kuh 

am insgesamt (elnschl. 
ln 1 000 1 000 I MeJerelcn und Tag 3. 8. 1977 ZugkOhe) 

vz 1970 30.6.1976 ln I 000 geliefert 

lß.,. 
in '1o 1n I 000 

Schlea" ig-l!olateln 2 587 + 3, 7 + 0,1 8 143 94,7 l 9,0 I 8117 1 618 501 

Harnburg I 688 - 5,9 - 1,1 8 I 87,4 9,0 13 16 4 
::-; Iedersachsen 7 226 + 2,0 - 0,1 20 283 90,5 8,9 6 701 s 270 1 052 
Bremen 707 - 2,2 - 1,0 3 I 80,7 7,9 7 20 5 
1\ordrhem-Westfalen 17 049 + 0,8 - 0,2 58 206 94,5 10,2 5 014 I 961 638 
IIessen 5 538 + 2,9 - 0,0 22 98 86,9 10,3 1 439 886 301 

Hhelnland- Pfalz 3 ll411 - 0,0 - 0,3 11 68 91,5 9,5 682 698 2'111 
ß:ldcn- \\ Qrtterub .. rg 9 121 + 2,5 - 0,1 44 214 83,5 10,0 2 186 1 856 701 
ll:Jyern 10 812 + 3,2 + 0,1 37 607 91,5 10,2 4 304 4 796 1 962 

:-. .. rlnud 1 08ti - 3,0 - 0,7 2 8 85,3 10,4 52 71 26 
fk-1'1 II (\\~SI) I 917 - 8,7 - 1,6 8 0 24,3 16,0 8 1 0 

13un<lescobl<'t G1 396 + 1,2 - 0,2 220 1 631 90,6 9,8 22 261 15 103 5 431 

Verari>ellende IDdustrH~I) Bauhauptge" erbe 51 Wohnungswesen 
Im August 1977 

ll,.~chAftlgte31 l msatz2 )S) Produk· Beachli.ntgte zum Bau genehmlgtc fertiggestellte 
1 mt.l im September 1977 

tlona-
BlTI 31. 8. 1977 Wohnuncen Wohnungen 

am Jndex 4) 
~u. D.I077 ( 1970 t IUO) 

1 \ualands· Im 
Je 1 000 je 10 000 Jl! 10 000 

111 I UUO 1\lill. DM urneatz Sept. ln 1 000 F.mwohner 
Anzahl 

EmwohnPr 
.Anzahl 

Einwohner 
I ln" 1977 

S<:hl<'.tiWIC· Holstpiß 166 2 090 14,9 ... 50 19 I 734 6,7 723 2.8 

tl:unbura 161 3 889 14,4 ... ... . .. 387 2,3 433 2,6 
N.cdcrsach&en 679 8 9251 26,7 ... 146 20 4 215 5,8 2 244 3,1 

Bremen 89 1 359 21,9 .. 15 21 219 3,1 98 1,4 

ordrbeJn-\\ catfahm 2 224 25 353 24,4 ... 278 16 7 342 4,3 5 257 3,1 

IIesseii 638 7 035 24,3 p 110,9 100 18 2 344 4,2 2 271 4,1 

IUlt'1nland- Pfalr. 361 4 6-12 20,6 126 lW 18 2 325 6,4 803 2,2 

llad<'n· \Hirtt('mberg 1 397 1-1 445 24,6 ... 173 19 5 685 6,2 3 679 4,0 

Bayern 1 266 13 069 27,2 122,7 241 22 6 588 8,1 2 980 2,8 
Snnr1nnd 149 1 263 27,6 127,9 17 16 414 3,8 241 2,2 
Bcrlln (\\ cat) 184 1 819 13,0 .. 32 17 918 4, 7 1 14& s.s 

Bundesceblt!t 7 313 83 890 24,4 115,5 ... . .. 32 167 5,2 19 875 3,2 

•K!z-Bestand
61 Strlttlenverkehraunflllle 

81 Bestand 
SteueremDahmen 

nm I. Juh 1977 mtt l'ersonenschad~n im September 1977 an 
Spar-

9 einlagen l des des I der 

I and Pkw7) 
am Landes Bund"& Gemeinden 

ins- Verun- 80. 9. 
gesamt Unflllle Getötet<l Verl.,tzte g10ckte 1977 

im 2. Vierteljahr 1977 
Anzahl jo 100 in D'\1 

je 1 000 Unf'llle je 
Einwohner 

lß 1 000 Einwohner in DM je Einwohner 

I 1 
Schi es.,. ig-llolstein 979 838 324 I 614 16 2 098 135 4 605 340 316 136 

ll.amburg 572 521 309 912 18 1 166 130 1 989 641 l! 598 270 

Nledersochaen 2 781 2 355 326 4 117 198 s 617 141 5 621 340 I 369 148 

B~emcn 239 217 307 485 5 556 116 6 222 408 991 209 

Nordrhein-Westfalen 6 083 5 459 320 8 379 287 10 849 133 6 325 379 619 171 

Hesae11 2 206 1 914 346 2 899 104 3 790 134 6 024 420 538 169 

Rhelnland- Pfalz 1 461 1 220 335 2 071 88 2 794 139 6 197 332 371 141 

Baden- WOrttemb11rg 3 628 3 088 339 "985 243 6 813 142 6 851 411 557 173 

Bayet·n 4 307 3 494 329 5 067 280 8 437 146 7 151 373 433 150 

Saarland 392 352 324 610 28 805 137 5 546 338 348 134 

Bcrlln (West) 574 521 289 1 286 20 1 571 124 6 060 259 174 138 

Bundesgebiet 23 309
8 

20 020
8 

326 33 325 I 327 44 496 138 6 446 381 572 163 

•1 An dieser Stelle ersche111en abwechselnd Angaben Qb<-r Vtehbeatlnde, C'rl!tretde- und KartoHelernte, Ktz-Best .. nd und ßn•ttotnlandsprodukt 
I) Betriebe m1t tm allgememen 20 und mehr Besc:hllftlgten; eill&chl. B<trgbau, aber ohne öffentliche Energte- und Wasaarversorgung 
und ohne ßaulndu&trie 2) ohne Umaatzateuer 3) vorlliuflge l!:rgebruaae 
4) von Kalenderunreeelmlltllgkelten bereini~ 5) vorlluflge Werte ohne Fertigteilbau und Bauhlltagewerbe 
G) ohne Bundespost und Bundeabahn 7) einschließlich Kombtnallonskra!twagen 
8) Schleawlg-llolaletn endgültige, Qbrlge Ll.nder vor11utlgc Zahlen 9) ohne Postspareinlegen 
a) Ll.nder ohne, Bund~tspblet elnaclWeßlich Bundespost und Dundcabahn (--*uc~rlmS"''""I..ni.AndH_,Sch/ .. wl~s,.,n 
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